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Wichtige Werte,

für die man sich einsetzen
sollte!

Werte sind der Hessischen Lan-
desregierung wichtig – sogar so 
wichtig, dass man einen Werte-
unterricht in Intensivklassen ein-
führt, um diese zu vermitteln und 
zu verbreiten. Unabhängig da-
von, wie man diese Initiative ein-
schätzt: Beim eigenen Handeln 
nimmt es die Landesregierung 
dann nicht ganz so wichtig mit 
den Werten. Das aktuell ange-
kündigte Sparpaket für 2025
beinhaltet Einsparungen bei den 
hessischen Beamt*innen, denn 
die zugesagte Erhöhung der Be-
soldung lässt sich, anders als die 
tarifvertragliche Vereinbarung 
bei den hessischen Angestellten, 
durch eine Gesetzesänderung 
einfach nach hinten verschieben. 
Damit begeht man zwar einen 
Wortbruch, aber das Einhalten 
von Vereinbarungen hält man 
wohl nicht für einen Wert, den 
man selbst vorleben sollte. 

Ministerpräsident Rhein fi n-
det schöne Worte: „Wir sparen
nicht bei den Bürgerinnen und 
Bürgern und der Zukunft unse-
res Landes, sondern bei uns 
selbst“. Klingt sehr solidarisch
– aber da mit meint er natürlich
nicht sein Gehalt oder die der 
Minister, auch keine Verkleine-
rung des Re gierungsapparats (was 
sich bei zwei Sozialministerien
ja an bie ten würde) und auch um-
strittene, teure Projekte aus dem 
Koalitionsvertrag wie das „Hes-
sengeld“ werden nicht angetastet. 

Das „Wir“ beschränkt sich 
leider auf Beamt*innen, Umwelt-
projekte, Demokratieinitiativen
und Sozialverbände in ganz Hes-
sen. Auch das Geld für die Bau-
maßnahmen an Hochschulen und
die Finanzen der Kommunen, die
nicht zuletzt die Verantwortung
für die Schulgebäude sowie für 
die Betreuung und Bildung von 
Kindern und Jugendlichen tragen,
werden im großen Umfang von 

den Einsparungen getroff en. Was 
geht hier bitte nicht auf Kosten 
der Zukunft unseres Landes?

Es ist wichtig, hiergegen öf-
fentlich und lautstark zu pro-
testieren. Nicht nur, weil 2026 
mit Sicherheit ein noch größe-
rer Einsparhaushalt anstehen 
wird – denn der wird ja bereits 
angekündigt und Rücklagen
gibt es dann nicht mehr. Was 
das für Bildungseinrichtungen, 
Schulen und Beschäftigte be-
deutet, kann man sich vorstel-
len – erinnert sei an 2004 und 
die damals per Gesetz einge-
führte Arbeitszeiterhöhung für 
Beamt*innen auf 42 Stunden. 

Es ist auch wichtig, weil
es angezeigt ist, in Bildung, Um-
welt und Soziales zu investie-
ren, anstatt dort zu sparen. In-
vestitionen in diesen Bereichen 
sind ein grundlegender Wert
für die Zukunft unseres Landes. 
Dies ginge mit Lockerungen
bei der sogenannten Schulden-
bremse, es ist aber auch mög-
lich die Einnah menseite zu ver-
ändern, sei es durch die Wie-
dereinführung der Vermögens-
steuer oder Veränderungen bei 
der Erbschaftssteuer.

Deshalb: Beteiligt Euch ge-
meinsam mit uns an den Aktio-
nen gegen die Einsparungen und 
für Investitionen in diesen Be-
reichen. Für den 1. 2. 25 ruft der 
DGB gemeinsam mit weiteren
Verbänden zu einer Großdemons - 
tration in Frankfurt auf. Wir 
müssen dort gemeinsam in gro-
ßer Zahl zeigen, dass wir eine 
andere Politik wollen. Protest 
gegen eine falsche Politik und 
für eine bessere Zukunft für die 
Menschen in Hessen – das ist 
ein wichtiger Wert, den es hoch-
zuhalten und umzusetzen gilt!

Laura Preusker
und Sebastian Guttmann

Die hessische Landesregierung hat Vorsätze für 2025, 
leider sind es schlechte. Sie will kürzen. Neben Hes-
sen haben NRW, Sachsen, Berlin, Schleswig-Holstein, 
Bremen und weitere Bundes länder Ähnliches ange-
kündigt. Es ist eigentlich wie jedes Jahr: Die öffent -
liche Daseinsvorsorge wird noch schlechter, die Infra-
struktur zerfällt noch weiter, die Verwaltungen wer-
den aus gedünnt, das Bildungssystem geht noch ein 
bisschen kaputter… Und jedes Jahr werden auch 
Deutschlands Superreiche noch reicher – laut Oxfam 
gab es allein bei den fünf reichsten Deutschen seit 
2020 infl ations bereinigt (!) einen Vermögenszuwachs 
von 45 % auf über 150 Mrd. US-Dollar. Wie jedes Jahr 
wachsen auch die Rüstungsaus gaben, neu ist nur die
Geschwindigkeit,die immer atemberaubender wird.
Weder die Landes regierungen, noch die neue Bundes-
regierung werden daran etwas ändern. Es sei denn, 
sie müssen.

32.000 Menschen haben vergangenes Jahr mit 
einer Großdemo der nordrhein-westfälischen Lan des -
re gie rung deutlich gemacht, was sie von ihren Plä nen 
halten. Daraufhin musste die Landesregierung die 
Hälfte der Kürzungen zurücknehmen. Ein erster ganz 
wichtiger Erfolg. Für uns sollte das ein Beispiel sein – 
dem wir am 1. Februar in Frankfurt folgen können.  

Frohes Neues!

Fotos mit freundlicher Genehmigung der Arbeitsgemeinschaft der Spitzen-
verbände der Freien Wohlfahrtspfl ege NRW, © Christopher Adolph

Am 1. Februar 2025 rufen der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften zu einer 
Demonstration gegen die geplanten Kürzungen im hessischen Landeshaushalt,
für einen handlungsfähigen Sozialstaat und gerechtere Verteilung des Reichtums auf. 

Diese Einschnitte sind nicht tragbar und werden schwere Folgen haben.
Die Landesregierung plant auch angesichts einer falschen Steuerpolitik im Bund und
der Schuldenbremse Kürzungen bei Löhnen, Kommunen und dem Umweltschutz. 

Was können wir tun? Wir fordern:
n  Fairen Umgang und Respekt für Beschäftigte im öffentlichen Dienst.
n Mehr Geld für unsere Gemeinden.
n Investitionen in den klimagerechten Wandel.
n  Ein faires Steuersystem, das die meisten entlastet und
 die wenigen Reichen belastet.
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GEWerkschaft wirkt!
Kolleg:innen bei der ASB Lehrerkooperative
setzen Tarifniveau bei Bezahlung durch

Tarifrunde Öffentlicher Dienst 2025

Indirekt betroff en sind eine Vielzahl 
von Kolleg:innen, die zwar die glei-
chen Aufgaben wahrnehmen, aber 
bei sogenannten freien Trägern oder 
kirchlichen Trägern beschäftigt sind. 
Ihnen wird meist der Tarifvertrag 
verwehrt, deswegen dürfen die Ge-
werkschaften sie nicht zu (Warn-)
Streiks aufrufen. Trotzdem müssen 
sich viele Träger am Niveau des Ta-
rifvertrags orientieren – dem Fach-
kräftemangel sei Dank.

Die Forderungen (siehe Kas-
ten) bilden einen Trend der letzten 
Jahre ab. Der Wunsch nach mehr 
Entlastung in Form von mehr frei-
er Zeit spielt angesichts zunehmen-
der Arbeitsverdichtung eine immer 
größere Rolle. Auch bei der Mit-
gliederbefragung der GEW Hessen 
zu den Tariff orderungen antworte-
ten viele GEW-Kolleg:innen auf die 
Alternative „Geld oder Zeit?“ mit 
einem klaren „Sowohl als auch!“. 
Neben einer kräftigen Lohnsteige-

rung zur Kompensation der gestie-
genen Lebenshaltungskosten soll es 
eben auch ein mehr an Entlastung 
durch freie Zeit geben. Das für Ge-
werkschaftsmitglieder ein zusätzli-
cher freier Tag gefordert wird, soll 
ein Zeichen der Wertschätzung für 
eben die Kolleg:innen setzen, wel-
che mit ihrem Engagement und ih-
ren Mitgliedsbeiträgen weitere Ta-
rifabschlüsse überhaupt ermögli-
chen. Zudem mag die Forderung 
auch eine Möglichkeit bieten, um 
mit unorganisierten Kolleg:innen 
ins Gespräch zu kommen und dafür
zu sensibilisieren, was Gewerkschaf-
ten sind, was sie erkämpfen und das 
dies alles nicht selbstverständlich ist.

Einmischen!
Wir werden entschiedene und kraft-
volle Streiktage auch mit Argumen-
ten stützen müssen, die in die gesell-
schaftliche Meinungsbildung ein-

greifen: Dass die öff entlichen Kassen 
klamm sind, liegt daran, dass hohe 
Einkommen und Vermögen kaum 
besteuert werden. Man wird uns zu-
 dem entgegenhalten, dass mehr freie 
Tage bei ohnehin zu wenig Personal
der falsche Weg sei. Aber das Ge-
genteil ist richtig: Nur wenn wir die
Arbeitsbedingungen verbessern, 
können wir die Abwanderung von 
noch mehr Fachkräften stoppen. 
Wir brauchen endliche deutlich 
bes sere Bedingungen, um langfris-
tig überhaupt noch Menschen für 
diese Berufe gewinnen zu können.

Tarifauseinandersetzungen spie-
len sich im öff entlichen Raum ab, 
und es ist nicht unwichtig, wie sich 
die Öff entlichkeit zu ihnen positio-
niert. Hier ergeben sich Handlungs-
möglichkeiten für die Kolleg:innen 
bei freien und kirchlichen Trägern 
und sogar darüber hinaus: Solida-
risiert Euch mit den Forderungen, 
besucht Kundgebungen, positioniert 
Euch in Euren sozialen Zusammen-
hängen, unterstützt die Kolleg:innen 
im öff entlichen Dienst, die für sich 
selbst, aber auch für Euch und für 
eine Perspektive auf gute Arbeits-
bedingungen kämpfen! 

Andreas Werther und
Rüdiger Bröhling

Es geht los: Die Tarifverhandlun-
gen für den Öffentlichen Dienst 
betreffen deutschlandweit rund 
2,5 Millionen Beschäftigte bei 
Bund und Kommunen. Direkt be-
teiligt sind aus dem Organisa-
tionsbereich der GEW vor allem 

Beschäftigte im Sozial und Erzie-
hungsdienst, also Kolleg:innen, 
die in Kitas, der Sozialen Arbeit, 
in Schulbetreuungen bei den 
Kommunen, aber auch den kom-
munalen Volkshochschulen ange-
stellt sind.

Es ist geschaff t: Die Kolleg:innen bei 
der ASB Lehrerkooperative gGmbH 
erhalten endlich für die gleiche Ar-
beit auch das gleiche Geld wie es 
ihre Kolleg:innen im Tarifvertrag 
für die Kommunen (TVöD) auch 
bekommen.

Und auch wenn wir auf dem 
Weg, zum Beispiel bei der betriebli-
chen Altersversorge, noch nicht am 
Ziel sind, ist das ein Riesenerfolg, 
denn die Anwendung eines Tarifver-
trags ist bei freien Trägern alles an-
dere als eine Selbstverständlichkeit 
und ein Ergebnis langen gewerk-
schaftlichen Engagements.

Anfangs hatte sich die „Lehrer ko ope-
rative“ beharrlich geweigert, beim 
Entgelt und den Arbeitsbedingun-
gen überhaupt in Richtung TVöD zu 
gehen und mit den Gewerkschaften 
zu verhandeln.

Ende 2009 entstand beim 
Frankfurter Träger, der zu dieser 
Zeit noch „Leh rer ko ope ra ti ve e.V.“ 
hieß, eine Tarifi nitiative aus GEW- 
und ver.di-Mit glie dern. Dem Ganzen 
vorausgegangen waren Kürzungen 
bei der Jahressonderzahlung, die 
die damalige Geschäftsführung den 
Beschäftigten aufbürden zu können 
glaubte. Die betriebliche Stimmung 
befand sich daher damals im Keller.

Als kurze Zusammenfassung: Die 
Angelegenheit war dramatisch. Vom 
Einsatz des Strafrechtes zur Ein-
schüchterung der Gewerkschaftssei-
te über Verletzte bei einer Streikver-
sammlung bis hin zur Verkündung 
der Insolvenz durch die Geschäfts-
führung mitten in einer Streikphase
war alles dabei.

Wie sich herausstellte, bot die 
Pleite der alten Lehrerkooperative 
aber auch Chancen. 2011 über-
nahm der Landesverband Hessen 
des Arbeitersamariterbundes die 
Einrichtungen der „Leh rer ko ope-
rative e.V.“ Nach dem schnellen 
Abschluss eines Tarifvertrages zur 
Beschäftigungssicherung zeigte sich, 
dass die neue Geschäftsführung be-
reit war, den Weg zu Regelungen der 
Arbeits- und Bezahlbedingungen 
durch einen Haustarifvertrag mit-
zu ge hen. Es folgten Tarifverträge 
zur Gehaltsentwicklung. 2018 er-
reichten wir einen Tarifvertrag zu 

den allgemeinen Arbeitsbedingun-
gen (ein so genannter „Manteltarif-
vertrag“). Zeitlich danach ging es 
vor allem darum, auch im Kon-
text der Tarifrunden mit den Kom-
munen das Bezahlniveau bei der ASB 
Lehrerkooperative gGmbH weiter 
an den TVöD anzunähern. Das er-
forderte durchaus große und nicht 
immer im Konsens zu erzielende 
Zwischenschritte, da sich das ma-
terielle Niveau im kommunalen So-
zial- und Erziehungsdienst gleich-
zeitig spürbar verbesserte.

Es zeigt sich: Das wichtigste Ele-
ment der erfolgreichen Tarifarbeit ist 
das gewerkschaftliche Engagement. 
Seit 2009 hat es eine bemerkenswert 
kontinuierliche und enge Zusam-
menarbeit der Mitglieder der Tarif-
kommission gegeben – unabhängig 
davon, ob sie in der ver.di oder der 
GEW organisiert waren oder sind. 
Aber auch die Kooperation mit dem 
Betriebsrat war wichtig. Ein weite-
rer Faktor war und ist das Engage-
ment der Beschäftigten in den Ta-
rifauseinandersetzungen. Ohne ei-
ne fortwährende Bereitschaft zur 
Teilnahme an Warnstreiks – ob im 
Bezug auf Tariff orderungen bei der 
ASB Lehrerkooperative direkt oder 
im Rahmen von „Solidaritätsstreiks“ 
mit den Beschäftigten bei den Kom-
munen – wären wir spürbar schwä-
cher gewesen.

Ausblick
Mit der Tarifeinigung vom Septem-
ber 2022 schrieben Gewerkschaften 
und Arbeitgeber eine automatische 
Übernahme der Tarifergebnisse bei 
Bund und Kommunen bis Juni 2025 
fest. Daher sind die Beschäftigten bei 
der ASB Lehrerkooperative von den 
Tarifauseinandersetzungen mit den 
Kommunen in den nächsten Mona-
ten noch direkt betroff en. Entgelt-
entwicklungen, die bei den Kommu-
nen ins erste Halbjahr 2025 fallen, 
gelten für die Beschäftigten der ASB 
Lehrerkooperative unmittelbar. Die 
Beschäftigten der ASB Lehrerkoope-
rative werden sich deswegen in der 
Tarifrunde 2025 beteiligen. In wel-
cher Form, ist noch nicht geklärt. 
Klar ist aber, sie werden sich so li-
da  risch, gemeinsam und beharrlich 
engagieren. Wie bisher eben auch.

R. Bröhling

Die für die Tarifrunde 2025 bei Bund 
und Kommunen aufgestellten Forde-
rungen sind zum Teil sehr detailliert. In-
sofern handelt es sich bei der folgenden 
Darstellung um eine Auswahl:

n Erhöhung der Entgelte im Volumen von
8 Prozent, mindestens aber 350 Euro

n Laufzeit 12 Monate

n Im Gesamtforderungsvolumen sind 
enthalten: Besserer finanzieller Aus-
gleich von besonderen Belastungen, 
z.B. Wechselschichtzulage, Schichtzula-
ge, Bereitschaftsdienste, Rufbereitschaft-
sentgelte, Zeitzuschlag für Überstunden 
(Erhöhung auf einheitliche 50 Prozent), 
Nachtzuschlag (40 Prozent), Sonntags-
arbeit und Feiertagsarbeit (50 Prozent), 
24. und 31. Dezember (50 Prozent, aus-
geweitet auf die ganzen Tage), Samstags-
arbeit (30 Prozent).

n Ausgleich für Sonderformen der Arbeit 
auf Basis der individuellen Stufe, minde-
stens aber Stufe 3

n Aufgrund der hohen Verdichtung der 
Arbeit zusätzlich drei freie Tage (§ 26 
TVöD) sowie ein zusätzlicher freier Tag 
für Gewerkschaftsmitglieder.

n Einrichtung eines Meine-Zeit-Kon-
tos, über das die Beschäftigten (ohne 
Nachwuchskräfte) eigenständig verfü-
gen (Zeitsouveränität).

n Monatliche statt jährliche Berechnung 
des Durchschnitts der regelmäßigen wö-
chentlichen Arbeitszeit (Ausgleichszeit-
raum). Beschäftigte entscheiden am En-
de des Ausgleichszeitraums, ob die zu-
sätzliche Arbeitszeit einschließlich der 
Überstundenzuschläge ausgezahlt oder 
auf das Meine-Zeit-Konto gebucht wird.

n Auf das Meine-Zeit-Konto können auf 
Wunsch der/des Beschäftigten u.a. ge-

bucht werden: Entgelterhöhungen, zu-
sätzliche freie Tage, Überstunden, Zeitzu-
schläge, Teile der Jahressonderzahlung ...

n Das Meine-Zeit-Konto kann von den 
Beschäftigten insbesondere für eine Re-
duzierung der wöchentlichen Arbeitszeit, 
zusätzliche freie Tage oder längere Frei-
stellungsphasen genutzt werden.

n Überstundenzuschläge für Teilzeitbe-
schäftigte bereits bei Überschreitung der 
individuell vereinbarten wöchentlichen 
Arbeitszeit (entspricht der Entscheidung 
des Bundesarbeitsgerichtes vom 5. De-
zember 2024)

n Neuregelung der Altersteilzeit unter 
Einbeziehung einer Vorrangregelung für 
besonders belastete Beschäftigte, um 
diesen den vorzeitigen Eintritt in den 
Ruhestand zu ermöglichen.

n Die Entgelte der Auszubildenden, dual 
Studierenden und Praktikant*innen sol-
len bei 12monatiger Laufzeit um 200 Euro 
monatlich erhöht werden, das entspricht 
einer Erhöhung von 11,1 Prozent.

Die Tarifforderungen

Protestaktion am 13.12.2024
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Protestaktion am 13.12.2024 gegen die für 2025 geplante Besoldungsabsenkung!

1 https://archive.ph/20230511041636/
https://www.businessinsider.de/karriere/
warum-studenten-auf-dem-arbeitsmarkt-
so-wichtig-sind/ 
2 https://www.bmbf.de/SharedDocs/Pu-
blikationen/de/bmbf/4/31790_22_Sozial-
erhebung_2021.html 
3 https://www.der-paritaetische.de/fi -
leadmin/user_upload/Seiten/Presse/
docs/240605_expertise_bafoeg_fi nal.pdf
4 https://www.wiwo.de/erfolg/trends/
fachkraeftemangel-und-infl ation-studen-
ten-retten-handel-und-gastro-die-weih-
nachtszeit-und-sich-selbst/29558058.html 
5 https://doi.org/10.3278/6001820hw

Unter dem Motto „Ohne uns läuft 
nichts“ versammelten sich um die
300 Landesbeamt:innen aus verschie-
denen Bereichen. Aufgerufen hatten 
hierzu DGB, Verdi, GdP und die GEW. 
Wir haben uns sehr darüber gefreut, 
dass auch viele Kolleg:innen der GEW 
teil genommen und ihren berechtigten 
Unmut kundgetan haben. In einem
kurzen Redebeitrag stellte Sebastian 
Guttmann klar: „Ich sehe hier lauter 

Bürgerinnen und Bürger, die sich jeden 
Tag voll für die Zukunft des Landes
Hessen einsetzen. Wenn Herr Rhein sagt, 
es werde nicht bei unseren Bürgern
und der Zukunft dieses Landes gespart, 
dann hat er etwas Entscheidendes offen-
sichtlich nicht verstanden!“ Dies muss 
ihm wohl noch mehrmals demonstriert 
werden – deshalb auf jeden Fall die 
Demonstration am 1. Februar `25 in 
Frankfurt vormerken und teilnehmen!

KERNgeschehen

Vor ein paar Jahren belauschte ich 
eine Konversation im Bus: Eine jun-
ge Frau erzählte von ihrem Studien-
wunsch. Doch dieser sei nicht er-
füllbar – aus fi nanziellen Gründen. 
Als eine zweite junge Frau auf das 
BAföG hinwies, antwortete sie, die-
ses sei viel zu niedrig, um ihr das Stu-
dium zu ermöglichen.

Das Bundesverfassungsgericht 
hat nun entschieden: Trotz im Grund-
gesetz verankertem Teilhaberecht 
und Sozialstaatsprinzip gibt es kein 
Anrecht auf BAföG. Karlsruhe urteil-
te ganz anders als die Verwaltungs-
gerichte in Berlin und Leipzig: Die-
se hatten den Prozess mit ihrer Auf-
fassung das BAföG sei verfassungs-
widrig, da es unter dem juristischen 
Existenzminimum liege, eingeleitet.

Recht ist und bleibt politische 
Auslegungssache. Denn die anhal-
tend hohe Bildungsungleichheit an 
deutschen Hochschulen beweist, 
dass die Teilhabe von Menschen 
nicht-akademischer Herkunft eher 
rein theoretisch möglich ist (5). 2021 
stammten 70 % der Studierenden 
aus akademischem Elternhaus, Ten-
denz steigend (2). Damit das Recht 
auf die freie Wahl der Ausbildungs-
stätte (Art. 12, GG) auch praktisch 
umgesetzt wird, braucht es fi nanziel-
le Mittel. Die hat einmal das BAföG 
geboten – doch daran erinnern sich 
höchstens im Rentenalter befi ndli-
che 68er, die es 1971 erkämpften. 
Mit dem heutigen BAföG, dass die 
Kosten des Studierens nicht annä-
hernd deckt (3), wird Bildung wie-
der stärker zum Privileg. Bei stän-
dig steigenden Mieten und Lebens-
haltungskosten wird die Lage im-
mer schlimmer – die kürzlichen Re-
form glich nicht einmal die jüngste 
Infl ation aus. 

Doch nicht nur die Höhe des 
BAföG, die jeden Limbo-Wettbe-
werb gewinnen würde, ist proble-
matisch. Unter 12 % der Studie-
renden beziehen BAföG. Zum Ver-
gleich: Bei seiner Einführung waren 
es 47 %. So darf sich einer wie Cle-
mens Weitz über billige Nebenjob-
ber freuen. Doch selbst der CEO der 

Leiharbeitsfi rma Jobvalley bemitlei-
det Studierende: „niemandem [kann] 
gefallen, dass auf dem Weg in den 
Beruf schon vor der zugespitzten 
Kostenkrise rund 30 Prozent aller 
Studierenden in Armut lebten“ (1). 
Etwa 63% der Studierenden müs-
sen nebenher arbeiten – 15 Stunden 
im Schnitt (2). Neben 34 Stunden 
durchschnittlichem Aufwand für das 
Studium ergibt das eine stramme 
49-Stunden Arbeitswoche (2). 2023 
waren 36 % von Armut betroff en – 
unter Studierenden, die allein oder 
in WGs leben, sogar 80,2 % (3). So 
erfüllen Studierende für die Kapital-
seite einen Zweck: Sie sind fl exibel 
einstellbar und geben sich mit jedem 
Vertrag zu jedem Lohn zufrieden. 
Jobvalley zahlt einen durchschnitt-
lichen Stundenlohn von 13,91 Euro 
(4). Die Unternehmen zahlen aber 
etwa 26 bis 28 Euro an Jobvalley 
(4). Daran sieht man, wie dringend 
zusätzliche, saisonale Arbeitskräfte 
gebraucht werden und was für aus-
kömmliche Löhne Arbeitende ver-
dienen könnten, wenn es Vermittler 
wie Jobvalley und nebenjobbende 
Studierende als Arbeitskraftreserve 
nicht gäbe. Wenn Studierende ech-
te fi nanzielle Sicherheit einfordern, 
stehen sie also nicht nur in Verant-
wortung für sich selbst. Ihr Kampf 
für eine sichere und auskömmliche 
Studienfi nanzierung beeinfl usst die 
gesamte Gesellschaft und geht Hand 
in Hand mit dem gewerkschaftlichen 
Kampf für gute Löhne und sichere 
Arbeitsverträge.

Doch wo bleibt der Kampf der Stu-
 die ren den schaft? Anlässlich des 
Weltstudierendentages rief die 
Kam pag ne „BAföG für Alle“ einen
bundesweiten Aktionstag aus, bei 
dem die namensgebende Forde-
rung im Mittelpunkt stand: An eini -
gen Hochschulen wurde für eine
bedarfsdeckende, unbefristete, el-
tern- und herkunftsunabhängige Fi-
nanzierung für Studierende, Aus-
zubildende und außer Haus leben-
de Schü  le  r*in  nen gekämpft. Dieser 
Auftakt ist ein Hoff nungsschimmer. 

Doch um das Ziel eines „BAföG für 
Alle“ zu erreichen, braucht es ein 
breites Bewusstsein und viele junge 
Menschen in allen Ausbildungsberei-
chen, die Infostände, Aktionen und 
Bildungsstreiks à la 2009 oder 1968 
organisieren. Und natürlich die Un-
terstützung der Arbeitenden, Eltern 
und Lehrkräfte, die alle ein Interesse 
an massiven Investitionen in Bildung 
statt Rüstung hätten: Denn statt in 
„totes Kapital“ und die Taschen von 
Kriegsprofi teure kann mit Bildung 
in wirtschaftliche Produktivität, da-
mit Sozialstaat und sichere Renten 
sowie gute Forschung als Grund-
lage zur Lösung der Menschheits-
probleme – darunter auch friedliche 
Konfl iktlösung – investiert werden.

Gerade die Lehrkräfte in den 
Schulen und Hochschulen spüren 
seit jeher die Unterfi nanzierung der 
Bildung: Prekäre Arbeitsverträge, 
marode Gebäude, fehlende Lehrma-
terialien, der ständige Wettbewerb 
um Drittmittel für die Forschung und 
Lernende mit immer schwächerer 
Allgemeinbildung sind keine isolier-
ten Problematiken. Sie alle wurzeln 
in falscher staatlicher Priorisierung in 
der die Bildung stets hintenüberfällt. 
Die Schwäche des BAföG, des Rück-
grats der Ausbildung der nächsten 
Generation Wissenschaff ender und 
Lehrender, ist eins der gravierends-
ten Symptome dieser Bildungskrise 
– und Grund zum Kampf für eine 
neue Priorität des Bildungswesens!

Kjell Tiedemann
ist Student der Soziologie,

aktiv bei DieLinke.SDS

BaföG – Das schwache Rückgrat 
des deutschen Bildungswesens

Wünsch dir was
Es kommt die Zeit, in der das Wünschen wieder hilft. Das behaupteten 
schon vor über 30 Jahren die Toten Hosen in ihrem Song. Ebenfalls in 
den 90ern wünschte sich der Rapper Skee-Lo „I wish a was a little bit
taller.“ Ob es ihm geholfen hat?! 

Ich bin optimistisch, äußere meine Wünsche und glaube an eine 
bessere Zukunft. Man darf die Hoff nung nicht verlieren, dass am En-
de alles gut wird und die Gerechtigkeit siegt. Die Weihnachtszeit bietet 
sich dafür gut an und wünschen darf man sich zunächst einmal alles. 
Fangen wir mit diesen drei, für mich aktuellen Wünschen an.

Ich wünsche mir Klassenräume, in denen es nicht von der Decke tropft 
und Wände, die frei von Schimmelbefall sind. Bauliche Missstände und
deren Instandsetzungen dauern viel zu lange. Kindern und Lehrkräften 
wird ein Lernen und Arbeiten unter widrigsten Bedingungen zugemu-
tet. Es gibt Klassenzimmer, in denen man schon nach einer Schulstun-
de Kopfschmerzen und Atembeschwerden bekommt. Ich war schon 
dabei, als ein Wasserfl eck an der Decke immer weiterwuchs, bis wir 
dann eines Morgens die Deckenplatten auf dem Boden vorfanden. 
Dass der Einsturz in der Nacht passierte, war ein glücklicher Zufall.

Ich wünsche mir saubere Klassenräume und Schulhäuser.  Dafür braucht 
es Reinigungskräfte, die wertschätzend entlohnt werden. Sie müssen 
mehr Zeit bekommen, um sich gründlich und gewissenhaft ihrer Ar-
beit widmen zu können. Ich habe in einer Schule gearbeitet, da hatte 
eine Person sage und schreibe 90 Minuten Zeit, alle Klassenräume, 
Toilettenanlagen samt Verwaltung zu reinigen. Dass man unter sol-
chen Umständen letztendlich den Schmutz nur von rechts nach links 
schieben kann, ist klar.
 
Abschließend wünsche ich mir einen schulischen IT-Support von Fach-
leuten. Lehrkräfte mit diesem Amt zu beauftragen, ist gewagt und zudem
eine Aufgabe, für die Fachleute eine Ausbildung oder Studium absol-
vieren müssen. Lehrkräfte kümmern sich um die pädagogische UND 
technische Versorgung einer Schule. Dafür gibt es viel zu wenig Ent-
lastung. Ist solch ein Zustand in anderen Bereichen denkbar? Warten
Pilotinnen Flugzeuge in ihrer Freizeit? Haben Ärzte einen Überblick 
über die Hardware und die Betriebssysteme eines Krankenhauses?

Mit der Erfüllung meiner Wünsche wäre mir sehr geholfen. Doch 
wenn das Wünschen nicht hilft, müssen wir handeln. Wünschen ist ein
schwaches Verb. Tun hingegen ein starkes. Also packen wir es an!

Ich wünsche mir zum Heiligen Christ
eine Lehrerin, die sich selbst nicht vergisst

Die achtsam und klug mit ihren Kräften umgeht
Und merkt, wenn es schlecht um sie steht.

Ich wünsche, mir zum Heiligen Christ
Eine Schule, wo man Toleranz nicht vermisst

Einen Ort, wo man Grenzen des Anderen wahrt
Und Missgunst und Neid sich erspart.

Ich wünsche mir zum Heiligen Christ
Einen Arbeitsplatz, der für alle angenehm ist

Einen Techniker, der bei Bedarf an die Türe klopft
Und eine Decke, von der es nicht tropft.

Doch weil ich das alles nicht haben kann
Überlass ich die Sache Herrn Schwarz 
– oder gleich dem Weihnachtsmann.

Es kom d
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Aus dem Ausschuss für Bildung
und Schulbau

Bericht vom
9. September 2024

Präsentation zur Schulbau offensive
Stadträtin Weber stellte das Grund-
satzprogramm zur Schulbauoff ensi-
ve (SBO) (siehe Abbildung unten).

Es gebe Probleme durch gestie-
gene Baukosten und beim Finden 
von Liegenschaften. Im Durchschnitt 
hinke die Stadt fünf Jahre hinter der  
Planung hinterher. Die Stadt habe als 
Ziel, dass alle öff entlichen Gebäude 
bis 2035 klimaneutral sein sollen. 
Außerdem solle versucht werden, 
die Verwaltung zu reduzieren. Das 
klingt deutlich nach Stellenabbau 
und ist ein Widerspruch zu dem in 
der SBO angekündigten und unbe-
dingt notwendigen Personalaufbau.

Start ins neue Schuljahr
Frau Weber berichtete über den Start 
ins neue Schuljahr: zwei neue Gym-
nasien wurden eröff net das Neue 
Gymnasium und das Stadtgym-
nasium am Standort Neue Börse. 
Damit seien perspektivisch 3000 
neue Schulplätze geschaff en wor-
den, gleichzeitig mussten drei wei-
tere Klassen an anderen Schulen in 
diesem Schuljahr eröff net werden.

Bürgerinnen- und Bürgerrunde
Es wurde das Schwimmbad der Lie-
big-Schule thematisiert. Die Schü le-
r:in nen haben Frau Weber ein selbst-
gebasteltes, kleines Schwimmbad 
übergeben. Es stehe bei ihr zur Er-
innerung, bis die Sanierung beho-
ben ist.

Eine positive Rückmeldung gab 
es zur Fusion der Anni-Albers-Schu-
le (ehemalige Frankfurter Schule für 
Mode und Bekleidung) mit der Gu-
tenbergschule.

Frau Enders sprach im Rahmen 
der Schulbauoff ensive zu den Sani-
täranlagen und dem Klettergerüst 
der Ludwig-Richter-Schule.

Tagesmütter erschienen erneut 
im Bildungsausschuss und forder-
ten die Auszahlung ihres Geldes. 
Sie betonten ihre wichtige Rolle bei 
der Kinderbetreuung in Frankfurt. 
Ohne die Tagesfamilien wäre die 
Abdeckung der Kinderbetreuung 
in Frankfurt nicht möglich. Hinzu 
komme, dass sie Familien fl exib-
le Arbeitszeiten und Übernachtun-
gen anbieten können, die es in Kitas 
nicht gebe, auf die Eltern aufgrund 
ihrer Berufe aber zum Teil angewie-
sen seien. Frau Weber vertröstete 
die Tagesfamilien. Die Sachkosten-
pauschale und die Satzung würden 
noch überarbeitet.

Bericht vom
4.  November 2024

Kindertagespfl egesatzung (KTP)
Dr. Thomas Meysen stellte das Gut-
achten zu Rechtsfragen im Zusam-
menhang mit dem Entwurf für eine 
Satzung für die Kindertagespfl ege 
Frankfurt am Main vor. Kernpunkte 
waren: das Rechtsamt hält den Sat-
zungsentwurf nicht für rechtskon-
form und den Abstand zum Erzie-
herberuf für nicht gewahrt. Geld-

leistungen solle es aber rückwirkend 
ab 1. 1. 2024 geben.

Stellungnahme des Dezernats:
Frau Weber nahm zu dem Bericht 
Stellung. Es gab eine Einigung dar-
über, wieviel an die Tagespfl egeper-
sonen bezahlt werden solle. Dann 
wurde eine Satzung erarbeitet. Zu 
dieser gab es von der Rechtsstelle 
Bedenken. Jetzt geht es darum, noch 
kleinere Änderungen vorzunehmen. 
Vor allem müsse die Sachkostenpau-
schale neu berechnet werden. Es ge-
be einen Beschluss, auch ohne Sat-
zung Gelder zeitnah auszahlen zu 
dürfen. Es müsse aber nun noch der 
Beschluss des Haushalts abgewartet 
werden. Die rückwirkende Auszah-
lung solle ab Januar 2025 beginnen.

Schulsanierungen transparent 
gestalten
Frau Steinhardt nahm Bezug auf 
die heutige am Römer stattfi ndende
Kundgebung zum Thema marode 
Schulen in Frankfurt, organisiert 
vom Stadtelternbeirat Frankfurt und 
mobilisiert von Eltern, Schü le r:in nen 
und Lehrenden (siehe Fotos Seite 3).
Die Betroff enen wollten transparente 
Schulsanierungen und detaillierte In-
fos erhalten über den Stand der Dinge 
und wann welche Maßnahmen um -
gesetzt werden. Bis jetzt erhielten 
die beteiligten Schulen wie zum Bei-

spiel die Münzenberger Schule, die 
seit Monaten keine funktionieren-
de Turnhalle hat, nur leere Verspre-
chungen. Ebenso gehe es vielen an-
deren Schulen in Frankfurt. Maro-
de Gebäude, Schimmel, kein Hit-
zekonzept, fehlende Konzepte und 
leere Versprechungen hätten heute 
für die Kundgebung auf dem Rö-
mer gesorgt. Der Investitionsstau 
an Frankfurter Schulen werde auf 
bis zu 2,5 Milliarden Euro beziff ert.

Bericht vom
2. Dezember 2024

ErzählZeit Frankfurt
Der Bildungsausschuss begann mit 
der Vorführung eines Films über das 
Projekt ErzählZeit Frankfurt. (s.a. 
Bericht vom 9. 9.) Der Intendant 
war präsent und referierte über das 
Projekt, das seit 13 Jahren an vier 
Grundschulen und 13 Kinderein-
richtungen in den Stadtteilen Gries-
heim und Fechenheim existiert. Mit 
der Erhöhung über 50.000 Euro 
könne das Angebot erweitert wer-
den, wofür sich der Intendant be-
dankte. Bei ErzählZeit Frankfurt 
handele es sich um ein künstleri-
sches Sprachförderprogramm. Die 
Grundlage für eine ErzählZeit sei 

das Märchen in der Originalfassung 
und der künstlerische Vortrag der 
ErzählerInnen. Jede Woche besuche 
ein/e Erzähler:in eine Schule oder Ki-
ta und trage ein Märchen vor, das 
zusammen mit den Kindern in der 
nächsten Woche nacherzählt wird. 
Ziel sei es, die Sprechfähigkeit und 
die Sprach- und Erzählkompetenz 
von Kindern zu stärken. Außerdem 
werden die Familien ins Theater mit 
einbezogen – so werde der Zugang 
zu Kunst und Kultur für die Fami-
lien deutlich erleichtert.

Musikschule Frankfurt
Durch die Sanierung der Schirn ver-
liert die Musikschule ihren zentralen 
Standort in Frankfurt. Herr Metz-
ner hoff t, bis zum Jahresende kon-
krete Mietangebote zu bekommen, 
was auf dem freien Immobilienmarkt 
schwierig sei. Sie betreuten im Jahr 
circa 50 Projekte und seien von An-
fang an in die Planung für den Ganz-
tag an Schulen miteinbezogen wor-
den. Seit 2016 kooperierten sie be-
reits mit Grundschulen, zum Beispiel 
mit der sogenannten Rhythmuspau-
se. Außerdem böten sie Instrumen-
tal-AGs in den Schulen an. Es gebe 
auch Kooperationen mit den Stadt-
teilbibliotheken. Herr Metzner be-
klagte die Raumnot an den Schulen 
selbst am Nachmittag.

Bürgerinnen- und Bürgerrunde
Es meldete sich die Schulelternbeirä-
tin der Günderrodeschule zu Wort. 
Es ging um dringend benötigte Con-
tainer. Auch einige Schü le r:in nen, 
Lehrkräfte und Eltern waren anwe-
send und zeigten Plakate zum The-
ma Raumnot an ihrer Schule. Die 
Günderrodeschule sei Start-Chan-
cen-Schule und die Schule mit dem 
größten Anteil an inklusiver Beschu-
lung in Frankfurt. Für Förderunter-
richt gebe es aber zum Teil keinen 
Raum. Im Lehrerzimmer sei über-
haupt nur ein PC-Platz. Multifunkti-
onsräume seien schön und gut, aber 
es gebe keinen Platz für Kreativräu-
me, noch nicht einmal einen Rück-
zugsraum. Es könne nichts stehen 
gelassen werden. Ursprünglich sei 
das Angebot für viel weniger Schü-
le r:in nen konzipiert worden. 

Die Tagesmütter waren wieder
anwesend und meldeten sich zu 
Wort. Es sei immer noch nicht klar, 
ob im neuen Jahr endlich ihre längst 
überfällige Zahlung erfolge! Sie for-
derten eine schriftliche Information, 
wann nun endlich die Zahlung kom-
me. Da Frau Weber verhindert war, 
werde der Bericht der Dezernentin 
schriftlich nachgereicht.
Team  Kommunale Angelegen  heiten: 
Christina Avellini, Diane Fehrensen 

und Herbert Storn
 

Der folgende Auszug zeigt die jahrzehntelang 
aufgestaute Problemlage auf:

1. Sanierungsstau: über 100 Liegenschaf-
ten mit dringendem Sanierungsbedarf, deut-
lich über normalen Instandhaltungsaufwand 
hinausgehend.
2. Fertigstellungsstau: Projektverzögerun gen 
gegenüber Schulentwicklungsplanung beträgt 
durchschnittlich fünf Jahre.
3. Keine Liegenschaften: Keine erschwing-
lichen Liegenschaften für neue Schulstandorte 
in Frankfurt vorhanden, bestehende Standorte 
sind ausgereizt.
4. Umsetzung Ganztag und Inklusion: An-
forderungen für den Ganztag (gesetzlicher An-
spruch ab 2026), Inklusion (gesetzlicher An-
spruch seit 2002).
5. Quartiersöffnung: Schule als städtebau-
li cher Motor, Schule als Quartiersmittelpunkt 
– bspw. Sportstätte – sind wichtig für die ge-
samtstädtische Entwicklung.
6. Klimaneutrales Frankfurt: energische Er-
tüchtigungen zur Nachhaltigkeit sind notwen-
dig für Klimaneutralität der öffentlichen Bau-
ten bis 2030.
7. Interimsprojekte und Folgen der Bauver-
zögerungen: Durch die Verzögerungen sind 
noch mehr Auslagerungsprojekte und Interims 
herzustellen; 30 % der Schü  le  r*in  nen werden 
im Interim unterrichtet.
8. Gestiegene Baukosten: 41 % Kosten-
steigerung im Bau in den letzten fünf Jahren.

  *
Es können nicht alle anstehenden Bauaufga-
ben gleichzeitig realisiert werden, sondern sie 
müssen über eine Priorisierungsliste nach glei-
chen Kriterien stückchenweise abgearbeitet 
werden (siehe Grafi k).

Unsere Kritik: „Ohne mehr Personal läuft 
nichts“ ist angekommen.

Vorgehensweise:
l    Anteile sowohl investiv und konsumtiv, um 
sowohl Bau- als auch Mietprojekte umsetzen 
zu können und um die Bauunterhaltung gleich-
zeitig stärken zu können.
l    Durch die beschleunigte Umsetzung der 
Bauprojekte kann die Summe der nicht veraus-
gabten gebundenen investiven Haushaltsmittel 
im Schulbaubereich deutlich gesenkt werden.

Konsumtive Mittel im Magistrats-
vortrag der SBO:
In diesen konsumtiven Mitteln in Höhe von 
460 Mio. Euro ist ein neues Aktionsprogramm 
der SBO für kleinere Sanierungsmaßnahmen 
enthalten, welches mit 130 Mio. Euro über 
fünf  Jahre läuft.

Für die Anmietung von Liegenschaften 
stehen verteilt auf fünf Jahre Mittel in Höhe 
von insgesamt 230 Mio. Euro zur Verfügung.

Jeweils 20 Mio Euro werden im konsum-
tiven Haushalt für Interimsmaßnahmen zur Ver-
fügung gestellt, also insgesamt weitere 100 
Mio. Euro. Die Finanzierung erfolgt unter den 
Maßgaben der Beschlussziffer 16.

Zusätzliches Personal als temporäre
Stellen:
l    In dem M-Vortrag der SBO sind für die Stadt
Frankfurt 30 temporäre Stellen in den nächs-
ten fünf Jahren vorgesehen.

l    Davon sind 20 Stellen für das Amt für Bau 
und Immobilien und für das Stadtschulamt vor-
gesehen. Von diesen Stellen werden zwei Stellen 
in die Stabsstelle Schulbau abgeordnet.
l    Die Besetzung der weiteren zehn Stellen 
ist in den Ämtern möglich, die durch die SBO 
einen personellen Bedarf anzeigen. Dies wer-
den im Besonderen die Ämter 14, 16, 20, 30, 
36, 52, 66 und 67 sein.

Investive Mittel und deren Abfl uss und 
Bedarf werden nun im M-Vortrag genannt.
Im M-Vortrag wurde auf Wusch der Kämme rei
folgender neuer Beschlusspunkt aufgenommen:

Es dient zur Kenntnis, dass die voraussicht-
lichen fi nanziellen Belastungen insgesamt 1 Mrd. 
Euro betragen werden. Diese teilen sich ge-
schätzt auf 540 Mio. Euro im investiven Bereich 
und 460 Mio. Euro im konsumtiven Bereich.

Davon stehen bereits folgende Mittel im 
Investitionsprogramm zur Verfügung (Tabelle):

Die darüber hinausgehenden Mittel sind bei 
den kommenden Haushaltsplanungen im Rah-
men der Zielwerte zu veranschlagen.

Bei den folgenden Vorhaben ist Vorsicht 
geboten, weil bei privatisierten Rechts-
formen grundsätzlich die Transparenz ge-
fährdet ist.
Die Herausforderungen im Schulbau sind enorm, 
daher laufen Untersuchungen zu zusätzlichen 
fl ankierenden Maßnahmen zur SBO um dem 
Sanierungsstau an den Schulgebäuden noch 
schneller begegnen zu können.
—    Prüfauftrag seitens der Stadtverordneten 
über die Gründung einer Bildungsbaugesell-
schaft: Dezernat XI und das Amt für Bau und 
Immobilien bereiten einen Magistratsvortrag zur 
Gründung einer Bildungsbaugesellschaft vor. Es 
ist vorgesehen, dass die Bildungsbaugesellschaft 
als hundertprozentige Tochtergesellschaft agiert 
und zusätzliche Kapazitäten schafft, um mehr 
Sanierungen gleichzeitig durchführen zu kön-
nen. Sie wird 14 bestehende Schulliegenschaf-
ten übernehmen und stückchenweise sanieren.
—     Vertrag mit der ABG zu einem Rahmenver-
trag für Sanierungsmaßnahmen im unterschwel-
ligen Bereich: Das Amt für Bau und Immobilien 
übergibt kleine Sanierungsmaßnahmen an die 
städtische Wohnungsbaugesellschaft ABG, die 
besonders dringlich sind und umgehend um-
gesetzt werden können.

Kontakt:
stabsstelle-schulbau@stadt-frankfurt.de

SBO – Herausforderungen im Frankfurter Schulbau
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keine Planung, keine Umsetzung, 
keine Kommunikation. 

So ist es nicht verwunderlich, 
dass in die Haushalte eingestellte 
Mittel bis heute nicht abgerufen wer-
den können. Wir von der GEW wa-
ren eine der ersten, die bereits vor 
acht Jahren darauf hingewiesen ha-
ben: In der Haushaltsabrechnung für 
2015 kam heraus, dass nur etwa 50 
Prozent der für die Investitionszah-
lungen an Schulen bewilligten Mit-
tel überhaupt abgerufen wurden.

Gerade das war kalkuliert. So 
konnte man öff entlichkeitswirksam 
große Zahlen präsentieren, die dann 
aber in den Schulen nie ankamen. 
Das schonte die Kasse und gute Pres-
se gab es trotzdem – eine Win-Win-
Situation im Sinne der anfangs an-
gesprochenen Zielstellung. – Inzwi-
schen ist das auch in der SBO ange-
kommen (siehe Auszüge S. 4). Aber 
das war nicht immer so. 

Jahrzehnte der Sparpolitik
Bildungsdezernentin Weber hat das 
Amt jetzt acht Jahre inne, davon die 
meiste Zeit in gemeinsamer Zustän-
digkeit mit dem CDU-Dezernenten 
Schneider (mit dem ABI).

Davor war das Dezernat 27 Jah-
re in grüner Hand. Die heutige Ka -
tas tro phe ist das Ergebnis dieser letz-
ten 35 Jahre. Sie ist Ergebnis von
Entlassungen im Öff entlichen Dienst, 
von fehlendem politischen Willen in 
allen Regierungsparteien dieser Zeit 
und von einer Bundespolitik, die 
Kommunen immer mehr Aufgaben 
überträgt ohne die entsprechenden 
fi nanziellen Mittel zur Verfügung 

Nein, es geht nicht mehr. Es geht 
gar nichts geht mehr… Nein, ich 
meine nicht nur das Bildungssys-
tem in dem gar nichts mehr geht, 
sondern ganz banale Dinge wie 
eine Heizung! 

Leider wird das nicht die ein-
zige Heizung an einer Frankfurter 
Schule gewesen sein, die nach al-
le den Jahrzehnten, in denen nichts 
passiert ist, einen Abgang macht. 
Einige Lehrkräfte würden auch ger-
ne den Abgang machen, aber wir 
wollen unsere Schülerinnen und 
Schüler nicht hängen lassen. Aber 
was ist in diesem Bildungssystem 
überhaupt noch zumutbar? Wo soll 
ich anfangen, wo soll ich aufhören?
Wir alle wissen um unsere hohe 
Belastung im Schuldienst und als 
ob das alles noch nicht genug wäre,
kommen die kaputten Heizungen 
und marode Gebäude um die Ecke. 

Der Kultusminister spricht im
Landtag und will die berufl iche 
Orientierung stärken. Vielleicht 
Anlagenmechaniker für Heizungs-, 
Sanitär- und Klimatechnik?

Die angekündigten Einsparun-
gen im Landeshaushalt haben auch 
große Auswirkungen auf die Kom-
munen. Die von Sylvia Weber an-
gekündigte Schulbau-Off ensive in 
Frankfurt ist ein großer Schritt in 
die richtige Richtung. Allerdings ist 
auch klar, dass das, was Jahrzehnte 
versäumt wurde, nicht in kürzester 
Zeit behoben werden kann. 

Die Einsparungen im Landes-
haushalt werden Auswirkungen 
auf die Kommunen haben, die jetzt 
schon kaum hinterherkommen, die 
maroden Schulgebäude zu sanieren. 
Die Kommunen sind nicht nur für 
die defekten Heizungen zuständig, 
sondern auch dafür, dass die Schul-
toiletten in einem vernünftigen Zu-
stand sind; von der Digitalisierung 
fangen wir gar nicht erst an.

Was bedeutet es für eine Schu-
le, vor allem für eine Grundschu-

le, wenn die Heizung nicht funk-
tioniert?

Weil alle Räume kalt sind und 
es keine Ausweichmöglichkeiten 
gibt, werden Räume gesucht, die 
nicht völlig ausgekühlt sind. Also 
ab in den Keller eines anderen Ge-
bäudes und dort Unterricht ma-
chen. Unterricht geht dann aber 
nicht, weil nicht alle Kinder da 
sind. Also auch wieder Lernmate-
rial extra organisieren. Leider wird 
es nach zwei Stunden dort auch 
kalt. Also was tun? Raus auf den 
Hof, schließlich sind wir warm an-
gezogen. Aber auch die Bewegungs-
spiele helfen nur bedingt. Also wie-
der rein. 

Wir halten uns mit heißen Tee,
dicken Daunenjacken und Woll-
socken ein bisschen warm, um die
verbleibenden Schülerinnen und
Schüler zu betreuen. Plötzlich kurz -
fristig angekündigte Bohrungen
mitten im Unterricht, fl uchtartig
verlassen Lehrkräfte und Schü le   -
r:in nen die Räume. Erst kläss le r:in-
nen weinen, die Kolleg:innen sind 
mit den Nerven runter. Die Ver-
schmutzung, der Lärm und die Ge-
ruchsbelästigung sind so heftig, 
dass es an Körperverletzung grenzt.

Kinder, deren Eltern keine an-
dere Betreuungsmöglichkeit haben, 
müssen in die kalte Schule kom-
men, die Lehrkräfte aber auch. Al-
so frieren wir alle in einer geschlos-
senen Schule wegen defekter Hei-
zung. Arbeitsschutz für Lehrkräfte? 
Nein! Der Dienst muss zur Verfü-
gung gestellt werden und die Schu-
len sollen off enbleiben. Von Für-
sorge den Lehrkräften gegenüber 
keine Spur. Wir dürfen frieren und 
Distanzunterricht organisieren.

Funktionierende Heizungen ge-
hören zu einem Grundbedürfnis, 
gehaltener Unterricht zum Kultur-
bedürfnis. Wie schlimm muss es 
erst werden, bevor es besser wird? 

Laura Preusker

Abnutzung und Instandhaltung
wurden an den Rand gedrängt
Die Vorstellung von politisch Ver-
antwortlichen scheint zu sein, dass 
mit dem Neubau oder der Neuaus-
stattung von öff entlichen Einrich-
tungen die Ausgaben bzw. Aufwen-
dungen beendet seien. 

Jede Investition wird aber aus 
guten Gründen abgeschrieben, um 
nämlich die Mittel zu haben für Sa-
nierungen und Ersatzbedarf. Ein 
Blick in den Jahresabschluss des 
Haushalts 2023 der Stadt Frank-
furt am Main zeigt folgendes Bild:

Die Vermögensrechnung weist 
20 Milliarden Euro in Form von 
Sachanlagen (14 Mrd. Euro), Bau-
ten (2 Mrd. Euro) und Infrastruk-
turvermögen (4 Mrd. Euro) aus.

In der Ergebnisrechnung sind 
dafür an Abschreibungen nur 274 
Millionen Euro aufgeführt.

Das bedeutet eine Abschrei-
bungsquote von 1,37 Prozent. D.h. 
der Kämmerer geht davon aus, dass 
alle Gebäude, Anlagen und Einrich-
tungen 73 Jahre lang (durch)hal-

Geht’s noch?

zu stellen. Letzteres übrigens unter 
Verletzung des Konnexitätsprinzips, 
das eigentlich Verfassungsrang hat.

Weber ist es hoch anzurechnen, 
den Mangel und den Nachholbedarf 
überhaupt erst mal festgestellt und 
die nötigen Schritte eingeleitet zu ha-
ben. So viel gebaut und saniert wie
gegenwärtig wurde noch nie. 

Allein die Priorisierungsliste für 
2024 weist 30 Vorhaben aus. Und 
die gesamte To-Do-Liste 228 Maß-
nahmen bei rund 180 Schulen.

Einen solchen Versuch, so viel 
Transparenz wie möglich in die Pla-
nung zu bringen, gab es ebenfalls 
noch nicht. Es sei daran erinnert, 
wie für die PPP-Projekte unter der 
Regie von CDU und Grünen bei den 
vier Schulen sogar die Prozentzahl 
erfunden wurde, um wieviel billiger 
der privatsierte Bau und die Anmie-
tung angeblich sein sollten.

Es zeigt sich, dass ein solches 
Werk wie gut ausgestattete Schulen 

eben auch das Personal erfordert, 
diese Schulen zu bauen, auszustat-
ten und am Laufen zu halten. Die-
ses Personal zu angemessenen Be-
dingungen einzustellen, kostet Geld.

Da wäre es nun wirklich an der 
Zeit, die Gewerbesteuer-Hebesatz-
Senkung von 2007 rückgängig zu 
machen. Durch sie hat die Stadt seit-
her bereits über zwei Milliarden Eu-
ro verloren – Geld, das in Bildungs-
einrichtungen gut angelegt wäre.

Im Moment kulminieren jahr-
zehntelange Versäumnisse. Mit der 
im Bildungsausschuss im Septem-
ber vorgestellten Schulbauoff ensive
werden die meisten von uns benann-
ten Kritikpunkte aufgearbeitet und 
die richtigen Weichen gestellt. Aber 
das erfordert Zeit. Während die SBO 
sich um Transparenz bemüht, fehlt 
ein verbindlicher(er) Zeitplan. In 
der Frankfurter Rundschau sagte 
eine Zuständige auch, warum: weil 
man das nicht seriös machen könne. 

Trotzdem geht es nicht ohne ei-
ne bessere Zeitschiene und die damit 
verbundene Hoff nung für die Schul-
gemeinden, dass sich in absehbarer 
Zeit etwas ändert. Dazu ist es aber 
auch erforderlich, dass die Stadt-
Koalition sich nicht gegenseitig in 
die Parade fährt.

Team  Kommunale Angelegen  heiten: 
Christina Avellini, Diane Fehrensen 

und Herbert Storn

Ein Blick nach Berlin, das vor ähnlichen 
Problemen steht: Im Juli 2024 wies dort 
der Schulbaustaats sekretär Kühne (CDU) 
darauf hin, dass es seit 2016 eine „Leit-
linie“ gebe, wonach die Bezirke in Berlin 
verpfl ichtet seien, jährlich 1,3 Prozent des 
Wieder be schaf fungswerts in die Gebäude 
zu investieren. Einen derart starken Verfall 
der Bausubstanz wie in den Jahren 2000 
bis 2015 dürfe es nicht wieder geben.

Schulsanierungen:

Die Vergangenheit rächt sich
Gegenwärtig verknäueln sich
ganze Bündel von Problemen, die 
in der Vergangenheit nicht nur 
in Frankfurt am Main, sondern in 
der ganzen Republik verursacht 
worden sind. Diese Probleme wur-
den durch eine Politik hervorge-
rufen, die darauf setzte, Investi-
tionen in Bildung möglichst klein 
halten zu können, wenn nur dar-
auf geachtet wird, dass es bei Mit-
tel- und Oberschicht nicht zu un-
zumutbaren Mängeln kommen 

würde. „Eingepreist“ wurde da-
bei, dass diese Schichten manches 
privat ausgleichen können – 
von Schulmaterialien über Nach-
hilfe bis hin zum Besuch eines 
privaten Kindergartens oder einer 
Privatschule. Entsprechend er-
lebt der private „Bildungsmarkt“ 
auch in Frankfurt einen regel-
rechten Boom – und ist gewisser-
maßen das Spiegelbild des allge-
meinen Verfalls im öff entlichen 
System.

ten – das ist, vorsichtig formuliert, 
weltfremd.

Computerhardware beispiels-
weise kann aus Sicht des Bundes-
fi nanzministeriums seit 2022 schon 
nach einem Jahr (!) steuerlich abge-
schrieben werden!

Das heißt, dass die Werterhal-
tung öff entlicher Einrichtungen von 
Staat und Kommunen auch buchhal-
tungstechnisch völlig aus dem Blick 
geraten ist. Hier muss endlich nach-
gebessert werden und Substanzer-
haltung als öff entliche Aufgabe fi -
nanziell und personell wahrgenom-
men werden. Hier hat die Frankfur-
ter Schulbauoff ensive dazu gelernt 
– siehe Auszüge.

In den Zehnerjahren galt der Abbau
städtischen Personals als Priorität
Personalkosten werden immer noch 
als sogenannte „konsumtive“ Kos-
ten betrachtet – im Gegensatz zu 
den „investiven“ Kosten, die man 
leichter vorzeigen kann.

Aber ohne Personal läuft nun 
mal nichts: keine Bestandsaufnahme,

Kundgebung am 4. November 2024 – Fotos: Jann Lossdörfer
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Bürozeiten   Geschäftsstelle des Stadt-
verbandes: dienstags und mittwochs 13 bis
17 Uhr, donnerstags 14 bis 18 Uhr

Vorsitzendenteam  Sebastian Guttmann,
Laura Preusker

FLZ  Jann Lossdörfer

Rechtsberatung  Daniel Gnida, Sandra
Linne mann, Felix Pressel, Judith Werner, 
montags 15.30 –17.30 Uhr, 
Tel.: 069 – 13 37 78 71, in den Ferien fi ndet 
keine Rechtsberatung statt.

Satz & Layout  Karin Dienst,
Christian Häussler

Druck MTM – Agentur für Werbung, Marke-
ting und neue Medien GmbH
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kennzeichnete Beiträge geben nicht unbedingt 
die Meinung der Redaktion wieder. Sie behält 
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Wir danken allen Karikaturisten, Fotografen 
und Autoren der Bild- und Textmaterialien 
für die freundliche Über lassung.
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WIR DANKEN FÜR EUER VERTRAUEN !

Demokratisch – Kompetent – Streitbar

Nachrichten aus dem

 

Name Schule Kontakt

Dominique Akoury Friedrich-Fröbel-Schule dominique.akoury@gew-frankfurt.de

Christina Avellini Adornogymnasium christina.avellini@gew-frankfurt.de

Meike Bär Friedrich-Dessauer-Gymnasium meike.baer@gew-frankfurt.de

Claudia Bremer Friedrich-Dessauer-Gymnasium claudia.bremer@gew-frankfurt.de

Lea Brückner Berkersheimer Grundschule lea.brueckner@gew-frankfurt.de

Enis Gülegen Philipp-Holzmann-Schule enis.guelegen@gew-frankfurt.de

Sebastian Guttmann BFZ-Frankfurt-West sebastian.guttmann@gew-frankfurt.de

Susanne Hüttig Stauffenbergschule susanne.huettig@gew-frankfurt.de

Christina Kolb Klingerschule christina.kolb@gew-frankfurt.de

Dirk Kretschmer Max-Beckmann-Schule dirk.kretschmer@gew-frankfurt.de

Frauke Matthes Bergiusschule frauke.matthes@gew-frankfurt.de

Andrea Peters Panoramaschule andrea.peters@gew-frankfurt.de

Felix Pressel Diesterwegschule felix.pressel@gew-frankfurt.de

Laura Preusker Münzenbergerschule laura.preusker@gew-frankfurt.de

Katja Weber Ernst-Reuter-Schule II katja.weber@gew-frankfurt.de

Henrich Zorko Ernst-Reuter-Schule II henrich.zorko@gew-frankfurt.de

Nachrücker*innen und Gewerkschaftsbeauftragte

Daniel Gnida Friedrich-Dessauer-Gymnasium daniel.gnida@gew-frankfurt.de

Sylvia Jasarevic Julius-Leber-Schule sylvia.jasarevic@gew-frankfurt.de

GEW-Mitglieder im Gesamtpersonalrat Schule

Gesamtpersonalratsbüro:  Stuttgarter Straße 18 – 24, 60329 Frankfurt · gesamtpersonalrat@kultus.hessen.de oder 069-38989185

Zuständigkeiten 

Arbeits- und
Gesundheitsschutz

   Meike Bär und
   Laura Preusker

Berufl iche Schulen: Susanne Hüttig Förderschulen: Sebastian Guttmann 
Gesamtschulen: Katja Weber Grundschulen: Lea Brückner und Laura Preusker 
Haupt- u. Realschulen: Katja Weber  Gymnasien:  Christina Avellini 

Beratung bei länder übergreifenden und hessenweiten Versetzungen

Fragen von 
Tarifbeschäftigten

Vorsitzendenteam Meike Bär und Sebastian Guttmann

Susanne Hüttig, Andrea Peters
und Felix Pressel

Umzug u. geänderte Kontaktdaten
Das Staatliche Schulamt Frankfurt 
ist umgezogen (und somit auch der 
GPRS!) Bitte nur noch folgende Kon-
taktdaten nutzen:
Gesamtpersonalrat Schule am Staatlichen 
Schulamt für die Stadt Frankfurt am Main
Breitlacher Straße 92 / 60489 Frankfurt  a. M.
069-4500488/902 oder 903
gprs.ssa.frankfurt@kultus.hessen.de

Am besten funktioniert die Kontakt-
aufnahme per Mail!

Versetzungen
Die Frist für das Stellen eines Verset-
zungsantrags endet am 31. Januar 
für eine Versetzung zum 1. 8. 25. Die 
Anträge werden mittlerweile elekt-
ronisch über NZÜK gestellt, dazu 
gab es letztes Jahr Rundmails des 
Amtes und des HMKB. Es ist auch 
weiterhin erlaubt, Anträge über den 
Dienstweg in Papierform zu stellen, 
unserer Kenntnis nach hat man die 
Formulare aber mittlerweile auch 
schon von den Homepages genom-
men. Die Personalräte können/sol-
len zu diesen Anträgen Stellung neh-
men – dazu gab es auf den Papieran-
trägen ein Feld auf dem Formular, 
das beim elektronischen Verfahrens 
technisch wegfällt. Es ist aber immer 
noch die Aufgabe und das Recht der 
Personalräte, zu dem Versetzungsan-
trag ebenso wie die Schulleitung eine 
Stellungnahme abgeben zu können. 
Bis das HMKB diese elektronisch ge-
schaff ene Gesetzeslücke technisch 
geregelt hat, können Personalräte 
ihre Stellungnahme zur Unterstüt-
zung der/des Kolleg:in direkt an die 
zuständige Behörde schicken, oder 
dem/der Kolleg:in zuschicken, der 
sie in ein Feld einfügen oder als PDF 
hochladen kann. Die im Gesamtper-
sonalrat mit Versetzungen befassten 
KollegInnen setzen sich bestmög-
lich für alle KollegInnen mit Ver-
setzungsanliegen ein. Allerdings ist 
die Situation nicht einfach, da deut-
lich mehr KollegInnen aus Frankfurt 
weg als hereinversetzt werden wol-
len. Auch die weiterhin steigenden 
Schüler:innenzahlen sorgen für eine 
stetige Verschärfung des Lehrkräfte-
mangels. Deshalb ist es auch eine 
gute Idee, die vollständige Begrün-
dung für den Versetzungsantrag an 
den Gesamtpersonalrat zu schicken, 
da diese nicht einsehbar sind und in 
den Listen nur die erste Zeile der Be-
gründung erscheint.

Stellensituation
Jeder Personalrat hat das Recht auf 
eine so genannte Soll- (wie viele 
Stellen bräuchten wir) -Ist (wie vie-
le sind tatsächlich besetzt und mit 
wem?) -Übersichtsliste, inklusive der 
Informationen darüber, wer in TZ 
arbeitet, wer Abminderungsstun-
den hat (Schwerbehinderte, Perso-
nen in Wiedereingliederung, Perso-
nen in Teilzeit, uvm.). Diese Liste 
muss prinzipiell immer wieder bei 
(erheblichen) Veränderungen neu 
vorgelegt werden, mindestens aber 
einmal im Schulhalbjahr. Dazu gab 
es ein Schreiben des Amtes an die 
Schulleitungen inclusive Erläute-
rung wie man das aus PBP erstellt 
und was händisch hinzuzufügen ist. 

Dienstliche Beurteilungen
Es gibt viele Fragen zu dienstlichen 
Beurteilungen und ob es hier eine 
Obergrenze für die Noten gibt, die 
Gerüchte und leider auch die Praxis 
hierzu halten sich hartnäckig. Wie 
habe es einmal wieder mit Amtslei-
tung und Jurist besprochen und ge-
klärt, was schon klar war: es gibt 

diese Obergrenze nicht, auch nicht 
bei Beurteilungen zu Lebenszeit-
verbeamtung. Ab 12 Punkte muss 
gesondert begründet werden, aber 
auch diese und 13 Punkte können 
vergeben werden. Diese Informati-
on soll erneut auf den Schulleiter-
dienstversammlung den Schullei-
tungen bekannt gegeben werden. 

Dienstjubiläum
Auch bei Dienstjubiläen geht immer 
wieder das Gerücht um, dass es hier 
keinen freien Tag mehr gäbe. Dies 
ist falsch, es hat sich in den letzten 
Jahren nichts an den gesetzlichen 
Grundlagen verändert. Nach wie 
vor gibt es zum 25-jährigen Dienst-
jubiläum nicht nur eine Dankesur-
kunde, sondern auch 350 Euro so-
wie einen freien Arbeitstag, der in-
nerhalb eines Monats genommen 
werden sollte. Auch das 40-jährige 
Dienstjubiläum gibt es nach wie vor. 

Unterstützung von Datenschutz-
beauftragten an Schulen
Insbesondere an vielen kleinen Schu-
len kann für die anspruchsvolle Auf-
gabe der / des Datenschutzbeauftrag-
ten keine freiwillige Kolleg:in gefun-
den werden. Dies hängt mit der allge-
meinen Überlastung, aber auch mit 
den sehr kleinen Schuldeputaten an 
diesen Schulen zusammen. Wir spre-
chen schon seit längerem darüber, 
welche Möglichkeiten es gibt, diese 
Schulen hier zu unterstützen. Bisher 
wurde die Frage, ob es „externe“
Lösungen für mehrere kleinere Schu-
len im Verbund geben könnte, noch 
nicht beantwortet. Dies würde für 
uns eine mögliche Lösung darstellen 
und wir werden weiter dafür kämp-
fen. Aber auch eine zentrale An-
sprech per son/stelle am Staatlichen 
Schulamt, die die Datenschutzbe-
auftragten der Schulen unterstützt, 
wäre ein erster Schritt. Wir verhan-
deln gerade mit dem Amt darüber, 
mit welchem Abordnungsumfang 
hier eine Stelle bzw. Abordnung ge-
schaff en werden kann.

Personalrätelehrgänge
Es gibt auch 2025 wieder über das 
HMKB / die Lehrkräfteakademie 
organisierte Personalrätelehrgän-
ge – man fi ndet sie, wenn man hier 
 https://akkreditierung.hessen.de/ca-
talog in das Freitextfeld Personalrä-
te Süd (für Südhessen) eingibt und 
die anderen Felder leer lässt. Diese 
Termine fi nden dann in Frankfurt 
statt. Die Grundschulungen 1– 4 
sind thematisch unabhängig vonei-
nander, man muss nicht 2 besucht 
haben um 3 oder 4 zu verstehen, 
man kann nach Interessensgebieten 
gehen. Nur 1 ist eine Grundlagen-
schulung. Des Weiteren bieten wir 
auch in 2025 Schulungen der GEW-
Fraktion im Gesamtpersonalrat für 
Frankfurter Schulpersonalräte an.

Initiative zur Wertevermittlung
Die „Initiative zur Wertevermitt-
lung“, die Kollegien mit Intensiv- 
und InteA-Klassen auff orderte, spe-
ziell diesen SchülerInnen „deutsche“ 
Werte zu vermitteln, führte an den 
Schulen zu Irritationen und Verär-
gerung. Die Kolleg:innen, die schon 
immer daran arbeiten, Werte an alle
Schüler:innen zu vermitteln, sehen 
sich in ihrer bisherigen Arbeit we-
der gesehen noch wertgeschätzt. Die 
vorgeschlagenen Beispiele werden 
entweder bereits ungesetzt oder er-
scheinen eher nicht praxistauglich 
(Rollenspiele mit den Eltern...). Für 
besondere Empörung sorgt, dass die 
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Gesamtpersonalrat

Nachrichten aus dem Hauptpersonalrat

Mehr Entlastung für Personalräte an Schulen
und Studienseminaren
will die GEW weiterhin erreichen. Nachdem bereits bei der Neufassung des Hes-
sischen Personalvertretungsgesetzes und mit einer Petition ohne konkreten Erfolg 
versucht wurde, dies zu verbessern, bleibt die GEW weiter dran. 

Aktuell hat die GEW Hessen das HMKB aufgefordert, überhaupt den Entlastungs-
bedarf zu erheben und zu erklären, wie die vielfältigen Aufgaben von Personalräten
mit nur einer Entlastungsstunde bewältigt werden sollen. Eine solche Erhebung oder 
auch nur Einschätzung hat es nach Kenntnis der GEW in Hessen zumindest in den 
letzten 30 Jahren nicht gegeben. Hätte es sie gegeben, würde die Personalratsent-
lastung sicher höher (d.h. angemessener) ausfallen.

Ziel ist dabei natürlich, eine angemessene Entlastung für die Erfüllung dieser Tä-
tigkeiten zu erhalten (wie vom HPVG auch eingefordert wird). Aktuell wird von der 
GEW unter Beteiligung von betroffenen Personalräten überlegt, mit welchen weite-
ren Schritten dieses Ziel erreicht werden kann.

Wertevermittlung in diesem Schul-
jahr verpfl ichtend nur für Intensiv- 
und InteA-Klassen eingeführt wird. 
Die Kolleg:innen sehen nicht, dass 
die Schüler:innen dieser Klassen die-
se Wertevermittlung zwingend mehr 
benötigen als andere Schüler:innen. 

Besonders befremdlich erschien 
uns auch die im Anschreiben ange-
wiesene monatliche Kontrolle durch 
die Schulleitungen, ob diese Unter-
richtsinhalte auch stattgefunden ha-
ben. Wir haben diese Problematiken 
dem Amt mitgeteilt und es wurde uns
nichts entgegnet. Dies ist natürlich 
kein Ausgleich und führt auch erst-
mal zu keiner direkten Veränderung.
Es ist uns aber wichtig, die Bildungs-  
verwaltung immer wieder über die Si-
tuation an den Schulen und die Auf-
fassung der Kollegien zu informieren. 

Infl ationsanpassung der
städtischen Mittel
An den Schulen wird der Sachmittel-
haushalt immer knapper, auch weil 
die Preise infl ationsbedingt stark ge-
stiegen sind: Papier, Toner, Poster, 
Whiteboardmarker usw… beson-
ders aber Kopien sind ein Streitthe-
ma, wenn das Budget und das Pa-
pier gleichzeitig alle sind. Es ist nicht 
zulässig, dass Beschäftigte ihre eige-
nen Arbeitsmaterialien zahlen müs-
sen. Wir wurden darauf aufmerksam 
gemacht, dass Schulen für den Fall, 
dass die Städtischen Mittel ausgege-
ben sind, auch ein begründeter An-
trag auf zusätzliche Mittel gestellt 
werden kann. Wie dieser bearbeitet 
wird und ob in der Regel eine posi-
tive Bewilligung erfolgt, können wir 
nicht sagen. 

Betriebsärztliche Sprechstunde
Wir haben es wieder organisiert be-
kommen, dass es für Kolleg:innen, 
die glauben, dass ihre Arbeit sie 
krank macht, eine betriebsärztliche 
Sprechstunde angeboten wird, die 
nicht über die offi  zielle Anmeldung 
des Medical Airport Service geht. 

Letzterer Weg hat den Nachteil, 
dass der Schulleitung aus haushal-
terischen Gründen angezeigt wird, 
wenn jemand diese Beratung in An-
spruch genommen hat. Das wünscht 
nicht jede:r. Man kann sich bei Hr. 
Dr. Jänsch persönlich anmelden und 
diskret eine Beratung in Anspruch 
nehmen. An folgenden Tagen werden
wahrscheinlich Termine angeboten: 
17.1., 14.3., 11.4., 11.6., 15.8.,
12.9., 17.10., 28.11. 2025 – jeweils
nach persönlicher Anmeldung im
Raum „Kaiserdom“ (3. OG. 05.018) 
in der Breitlacherstraße 92 in Rödel-
heim, wo das SSA jetzt angesiedelt ist.

Stress mit den Abschlussprüfungen 
und Korrekturtage 
Letztes Jahr schon berichteten Kol-
legInnen von der außerordentlichen 
Belastung durch die kurzen Abstän-
de zwischen den Terminen der Ab-
iturklausuren und Rückgabe der 
korrigierten Arbeiten. Selbst schnell 
korrigierende Kolleg:innen benöti-
gen 2,5 bis 3,5 Stunden, unerfah-
renere Kolleg:innen ggf. bis zu 4 
Stunden für ein abgeschlossenes 
Gutachten. Multipliziert mit 20 –27 
Schüler:innen sind das oft 60 – 100 
Arbeitsstunden, die zusätzlich in den 
laufenden Betrieb hineingepackt 
werden müssen, und es liegen auch 
noch die anderen Klausurenstapel 
da, der Unterricht läuft weiter und 
es wird genau nichts davon reduziert 
oder gar erlassen, für viele ist dies 
physisch nahezu unmöglich. Es ist 
an vielen Schulen immer noch ein 
Kampf, auch nur einen Korrektur-
tag zu bekommen, und an nicht we-
nigen Schulen muss man individuell 
fragen, und teilweise sehr persön-
lich begründen, warum man einen 
Korrekturtag braucht. Auch bei den 
anderen Abschlussprüfungen gibt es 
keine ausreichende (oder gar keine) 
Entlastung für die in engster Termi-
nierung zu bewältigende Arbeit. Ei-
ne weitere Verschärfung gibt es an 
Schulen, die viele verschiedene Ab-

schlüsse anbieten, beispielsweise Ge-
samtschulen mit Oberstufe.

Wir haben mit der Amtsleitung 
über diese Problematik diskutiert, 
unsere Forderung ist vor allem, dass 
die Kolleg:innen nicht individuell 
über jeden Tag verhandeln müssen, 
zumal wir wissen, dass sehr viele 
sich nicht trauen diese Gespräche 
zu führen. Wir fi nden, dass es zum 
Vertrauen gegenüber den Beschäftig-
ten, die diese umfangreiche Mehrar-
beit stemmen müssen, gehört, dass 
diese einfach anmelden können, wie 
viele Korrekturtage sie für ordent-
lich korrigierte Abschlussprüfungen 
benötigen, am besten über ein ein-
faches Formular und ohne Begrün-
dung, denn diese ist eigentlich voll-
kommen klar: Es ist sonst nicht zu 
schaff en. Das folgende Jahr weist 
eine noch höhere Termindichte auf 
und es scheint keine zeitnahe Besse-
rung in Sicht, auch wenn das The-
ma natürlich auch beim HPR bear-
beitet wird – es kann nicht einfach 
weiterhin mit den unzureichenden 
Mitteln damit umgegangen wer-
den. Auch kreative Wege wie z.B. 
Projekte und Wandertage, um meh-
rere Korrekturtage für die belaste-
ten Kolleg:innen zu ermöglichen, 
sollten überlegt werden. Langfristig 
muss ein ordentliches, landesweites 
Modell her. Vorbilder gibt es dazu 
bereits in anderen Bundesländern.

Nichtschülerabitur
Zusätzlich müssen auch von Lehr-
kräften an Schulen externe Prüfungen 
abgenommen werden, was insbeson-
dere beim Abitur die beschriebenen 
Probleme noch einmal verstärkt. Im 
Normalfall werden die Prüfungen an 
eine Schule gegeben. Wir verhandeln 
mit dem Staatlichen Schulamt darü-
ber, dass die betroff ene Schule mög-
lichst frühzeitig informiert wird und 
dass auch durch eine längerfristige 
Planung (mehrere Jahre im Voraus) 
die Schulen sich besser darauf ein-
stellen können. 

Getarnte Mehrarbeit
Es scheint an vielen Schulen so zu 
sein, dass die Woche nicht mehr für 
die Arbeit reicht. Daraufhin werden 
Fachtage oder gar Konferenzen auf 
Samstage gelegt oder es werden Ar-
beiten, die anstehen, in Fachtage 
oder Konferenzen oder Dienstver-
sammlungen umbenannt, und z.B. 
auf die Nachmittage gelegt. Aller-
dings gilt in Hessen immer noch die 
5-Tage Woche, für Samstagsarbeit 
ist – die im schulischen Bereich auf 
sehr wenige Ausnahmen begrenzt ist 
– zeitnah ein voller Ausgleich zu ge-
währen und die Umbenennung von 
sonstigen Aufgaben, zu denen man 
eigentlich nicht verpfl ichtet ist, zu 
Fachtagen oder Konferenzen, die 
einen Verpfl ichtungscharakter ha-
ben, ist auch nicht zulässig (“Umge-
hungsverbot“). Dienstversammlun-
gen müssen einen konkreten (aktuel-
len) Anlass haben, der Anlass kann 
nicht regelmäßig lauten „weil Mitt-
woch ist“ oder „weil Arbeit liegen 
geblieben ist“. 

Personalrätliche Mitbestimmung 
bei Mehrarbeit
Das Amt hat uns trotz mehrfacher 
Nachfrage und monatelangem War-
ten immer noch nicht mitgeteilt, wie 
sie jetzt genau an Schulen den Be-

griff  Überstunden (Mitbestimmung 
seit 2023) defi nieren und wie sie die 
planbare und nicht planbare Mehr-
arbeit in der Mitbestimmung (§78 
HPVG) genau sehen. Hier werden 
wir jetzt verstärkt initiativ werden, 
um die Rechte der Personalräte zum 
Wohl der KollegInnen durchzuset-
zen. Mehrarbeit kann eigentlich nur 
aus zwingenden dienstlichen Grün-
den angeordnet werden. Zwingende 
dienstliche Verhältnisse liegen nur 
vor, wenn die Mehrarbeit für kur-
ze Zeit zur Erledigung wichtiger, 
unaufschiebbarer Aufgaben unver-
meidbar notwendig ist. Es darf sich 
keinesfalls für längere Zeit oder gar 
auf Dauer darauf eingerichtet wer-
den, einen Teil des Personalbedarfs 
durch die Anordnung von Mehrar-
beit zu decken; vielmehr muss sich 
Mehrarbeit auf Ausnahmefälle be-
schränken. In vielen Schulen ist sie 
aber Normalität und wird schon 
im Voraus eingeplant – zwar ver-
stehen wir, dass KollegInnen lieber 
planbar als spontan zur Mehrar-
beit herangezogen werden wollen, 
allerdings bedeutet dieses Vorgehen 
auch, dass man sich damit abfi ndet, 
dass Mehrarbeit dauerhaft und nor-
malisiert stattfi ndet. Ein Vorabeinar-
beiten von Mehrarbeit in den Stun-
denplan ist schlicht nicht zulässig.

180-Millionen-Kürzung
Die Mitteilung der Landesregierung 
zur Verschiebung der geplanten Be-
soldungserhöhung von 5,5% nicht 
wie geplant zum 1. August 2025, 
sondern erst zum 1. Dezember 2025, 
wirksam werden zu lassen, hat bei 
allen Hauptpersonalräten zu Kri-
tik geführt. Zum 1. Februar 2025 
wird zwar die geplante Erhöhung 
von 4,8% vollzogen, die sich aus 
der Verschiebung um vier Monate 
ergebene Einsparung von rund 180 
Millionen Euro zementiert ein wei-
ters Mal ein Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts, dass die Alimen-
tierung der hessischen Landesbeam-
ten verfassungswidrig zu niedrig ist. 
Der Hauptpersonalrat wird dazu 
eine mit allen Hauptpersonalräten 
abgestimmte Erklärung abgeben.

Wie bereits zurückliegend mehr-
fach thematisiert, soll die Bearbei-
tungszeit und damit einhergehende 
Verzögerung bei der Auszahlung der 
Beihilfe bis zum Jahresende wieder 
auf den Zeitrahmen von vier Wo-
chen bis zur Auszahlung kommen 
und dieser Zeitraum soll zukünftig 
wieder eingehalten werden. 

Dienstvereinbarung Arbeitszeit-
erfassung
Eine erste Erörterung zum Initiativ-
antrag des HPRS hat es mittlerwei-

le gegeben. In dieser wurden einige 
Problemfelder diskutiert, die in wei-
teren Erörterungen zu klären sein 
werden. Insgesamt verfestigt sich die 
Einschätzung, dass der Abschluss 
einer Dienstvereinbarung zur Ar-
beitszeiterfassung ein sehr langfris-
tig anzugehendes Projekt ist. 

Versetzungsverfahren (LTV und 
VERSHESSEN)
Die Auswertung des vergangenen 
Versetzungsdurchgangs ergab, dass 
sich die Quote der erfolgten Ver-
setzungen leicht verschlechtert hat 
(2023: 33,6%, 2024: 32,3%). Wirk-
lich gravierende Verschlechterun-
gen hat es jedoch bei den Quoten 
in allen Verfahren (LTV EIN, LTV 
AUS, VERSHESSEN) bei allen Lehr-
ämtern nicht gegeben. Was sich je-
doch deutlich verändert hat, ist die 
Gesamtzahl der gestellten Anträge 
insgesamt, die von 1942 (2023) auf 
1616 (2024) gefallen ist. Gründe 
hierfür sieht der HPRS in der Ein-
führung des digitalen Versetzungs-
verfahrens, dass in Kommunikation 
und Anwendung seitens des HMKB 
bisher zu mehr Belastung statt Er-
leichterung geführt hat. In diesem 
Zusammenhang ist es auch in der 
jetzt laufenden Runde wichtig, auf 
die derzeitige Rechtslage hinzuwei-
sen: Ein schriftlicher Antrag ist so-

wohl im Verfahren VERSHESSEN 
als auch bei LTV möglich. Am Ran-
de sei erwähnt, dass der HPRS eher 
zufällig erfahren hat, dass nur im 
Kultusbereich das digitale Verset-
zungsverfahren eingeführt wurde, 
was Vertreter des Ministeriums vor 
Monaten anders dargestellt hatten.

Wertevermittlung an Schulen
in Hessen
Der HPRS hat eine ausgesprochen 
kritische Stellungnahme zur „Wer-
tevermittlung“ in den Intensivklas-
sen im laufenden Schuljahr und der 
perspektivischen Ausweitung auf 
alle Schulformen im kommenden 
Schuljahr verfasst. Die Etablierung 
einer zuständigen Stelle im Minis-
terium und die Verkündungen auf 
nahezu allen Veranstaltungen des 
HMKB der letzten Wochen macht 
auf erschreckende Weise deutlich, 
welche Relevanz dieser „Initiative“ 
beigemessen wird. Der HPRS for-
dert, die Vorgaben zur Wertevermitt-
lung im Rahmen des Unterrichts in 
den Intensivklassen zurückzuziehen 
und auf eine Ausweitung auf andere 
Schulformen zu verzichten.

Klassengrößenverordnung
Die Änderung in der Verordnung 
ist nur minimal: Bei der Fach-
schule für Sozialwesen wird eine 

Klassenbildung schon mit weni-
ger Schüler*innen ermöglicht. In 
seiner kurzen Stellungnahme be-
tont der HPRS, dass eine deutliche 
Reduzierung in allen Schulformen 
nach wie vor dringend geboten ist.

Fortbildungsregelungen
Schulsport 
Seit dem Schuljahr 2020/21 galt die 
Fortbildungsregel, dass Fortbildun-
gen nur dann in der Unterrichtszeit 
angeboten werden, wenn sie ent-
weder zu den beiden von der Lan-
desregierung festgelegten Schwer-
punktthemen gehören („Medien-
bildung und Digitalisierung“ so-
wie „Unterstützung von Lehrper-
sonal an Grund- und Förderschu-
len“) oder wenn dies „dringend er-
forderlich“ ist. Die Zentralstelle für 
Schulsport und Bewegungsförderung 
(ZFS) hatte eine Sonderregelung mit 
dem HMKB abgestimmt, wonach es 
für diverse schulrechtlich geforderte 
mehrtägige Fortbildungen (Qualifi -
kationen) einen „dringenden Bedarf“ 
gibt und diese somit auch während 
der Unterrichtszeit stattfi nden konn-
ten. Mit dem Beginn des aktuellen 
Schuljahres wurde diese Sonderrege-
lung (ebenso wie die Regelung zum 
Schwerpunktthema „Medienbildung 
und Digitalisierung“) aufgehoben, 
was bedeutet, dass Fortbildungsan-

gebote der ZFS nur noch ab 13:30 
Uhr angeboten werden dürfen. Der 
HPRS hat die vielfältige Bedeutung 
von Schulsport hervorgehoben und 
auf die Qualifi kationsnotwendigkei-
ten u.a. durch sich immer weiter ver-
schärfende Aufsichtspfl ichten hin-
gewiesen. Auch die eingeschränk-
ten Nutzungszeiten von Sportstät-
ten der Vereine schließen eine Or-
ganisationsänderung oftmals aus. 
Das Ministerium bittet die Verant-
wortlichen der Fachteams vor Ort 
gegenüber der Dezernatsleitung der 
ZFS begründet darzulegen, inwiefern 
eine Verlegung der Veranstaltungen 
auf außerhalb der Unterrichtszeiten 
nicht möglich ist.  

BÜA – Berufsfachschule zum
Übergang in Ausbildung
Bedauerlicherweise musste der HPRS 
zur Kenntnis nehmen, dass BÜA 
ein weiteres Jahr in der Pilotierung 
verbleiben muss. Als Gründe hier-
für wurden das aufwendige Beteili-
gungsverfahren und die Änderung 
des Schulgesetzes angeführt. 

Große Auswirkung hat die Ver-
längerung der Pilotphase für die so-
zialpädagogischen Fachkräfte – die-
se werden ein weiteres Jahr einen 
befristeten TvH-Vertrag erhalten, 
die geplante Entfristung muss so-
mit um ein Jahr verschoben werden.
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Ideologien dienen als wichtige
Unterscheidungsmerkmale im po-
litischen Wettstreit um die Gunst 
der Wählenden in einer Demo-
kratie. Ideologien sind gleichzei-
tig mehr oder weniger denk- und 
handlungsanleitend für die poli-
tisch Verantwortlichen. Und ein 
Mehr kann leicht zu einem Über-
schuss an ideologischem Eifer 
führen, der sich in Widersprüche 
mit der Realität verwickelt.

In den Schreiben fi nden so-
wohl Kultusminister Armin 
Schwarz als auch Abteilungslei-
ter Christopher Textor deutliche 
Worte dafür, wohin die Reise
gehen soll. So sprechen sie in ih-
ren Texten statt von einer Ini-
tiative von einer „Off ensive zur 
Wertevermittlung“ und markie-
ren mit diesem militärischen
Framing deutlich ihre rechtskon-
servative Selbstverortung. An-
ders ist auch nicht zu erklären, 
wie etwa Schwarz zu der Grund-
annahme gelangt, dass sich „Ge-
walt zur Durchsetzung eigener 
Interessen“ zunehmend in Ge-
sellschaft und Schule breit mache 
und sich dieses Problem „durch 
geeignete Maßnahmen“ zur The-
matisierung von Höfl ichkeit und 
Respekt im Unterrichtsalltag 
langfristig aus der Welt schaff en 
ließe.

Zum einen unterstellt der Mi-
nister damit allen Beschäftig ten 
an den Schulen, den Erziehungs-
auftrag des Hessischen Schulge-
setzes nicht gerecht zu werden 
und dringend Nachhilfe von sei-
ner Behörde zu brauchen. Als 
ehemaliger Kollege könnte er das 
besser wissen! Zum anderen of-
fenbart sich hier ein unterkomple-
xes Bild der Gesellschaft, nach 
der sich Formen des gewaltförmi-
gen Gegeneinanders allein durch 
Wertevermittlung bekämpfen lie-
ßen. Politisch mag ein solches 

Zerrbild opportun sein. Denn so 
muss über den vielfältigen Rück-
zug des Staates aus der Organi-
sierung gesellschaftlicher Solida-
rität zugunsten verschiedener Ka-
pitalinteressen nicht gesprochen 
werden.

Sprechen tut das HMKB da-
gegen vor allem über die Schü le-
r:in nen und Kolleg:innen in den
Intensiv- und InteA-Klassen,
die den primären Schauplatz der 
Werteoff ensive abgeben sollen. 
Höfl ichkeit und Respekt sollen 
demnach von breiten Kenntnis-
sen der deutschen Sprache ab-
hängen, weshalb die einzige ver-
pfl ichtende Maßnahme der Of-
fensive in zwei Wochenstunden 
Benimmunterricht in den Inten-
sivklassen bestehen soll.

Das verdeutlichen die Hin-
weise für Lehrkräfte. Die Mi-
gran t:in nen in den Intensivklas-
sen hätten es nicht nur wegen
der fehlenden Sprachkenntnisse
besonders schwer, heißt es da, 
sondern auch „aufgrund unter-
schiedlicher Gepfl ogenheiten in 
ihren Heimatländern“. Als Ab-
hilfe wird u.a. empfohlen in Rol-
lenspielen „Respekt und Höfl ich-
keit in unterschiedlichen Kultu-
ren“ aufzuzeigen. So werden die 
jungen Eingewanderten zu po-
tentiell gefährlichen Fremden er-
klärt und sollen dieses Othering 
auch noch im Unterricht perfor-
men. Nach der Lektüre kann 
mensch sich des Eindrucks nicht 
erwehren, als bemühte sich das 
Ministerium nach der Messer-
attacke in Solingen und den 
Wahlerfolgen der AfD in Sach-
sen und Thüringen lautstark
in den völkisch-populistischen-
Chor einzustimmen, der bis
weit in die so genannte politische 
Mitte reicht.

Auch die oft postmigranti-
schen Lehrkräfte der Intensiv-

klassen erfahren durch die An-
weisungen von Abteilungsleiter
Textor eine Sonderbehandlung. 
Er weist die Schulleitungen an, 
sich diese Lehrkräfte monatlich 
zur Brust zu nehmen, um zu
kontrollieren, ob der Auftrag der 
(Werte-)Off ensive auch ab gegol-
ten worden sei. Ein solch bei-
spielloses Kontrollregime kann 
nur als Ausdruck tiefsitzender 
rassistischer Ressentiments wie 
eines autoritären Refl exes gewer-
tet und zurückgewiesen werden.

Einstürzende Schulbauten,
Lehrkräftemangel, zu große Klas-
sen bei vielen neuen Herausfor-
derungen wie etwa die Erziehung 
zur digitalen Mündigkeit sind 
nur einige Stichworte, die die Re-
formbedürftigkeit unseres Schul-
wesens andeuten. Die letzten mu-
tigen wie im Detail oft unvoll-
endeten Schritte zu einer Schu-
le, die den Bildungsbedürfnis-
sen der Kinder und Jugendlichen 
von heute gerecht werden könn-
te, wurden in den 1970ern getan. 
Die Werteoff ensive ist letztlich 
ein symbolischer Akt, der rechts-
konservativen Milieus schmei-
cheln soll und nichts zur Verbes-
serung der Lern- und Lehrbedin-
gungen an den Schulen beiträgt. 
Wenn sich der noch neue Kultus-
minister Schwarz weiter so von 
den Realitäten an den Schulen 
abschirmt, ist aus seinem Hause 
nichts Gutes zu erwarten.

Umso mehr wird es an uns 
engagierten Lehrkräften sein, mit 
geeigneten Formen des Protestes 
weiter auf die Notwendigkeiten 
hinzuweisen, die Schulen umfas-
send zu modernisieren. Und bis 
dahin werden wir weiter wie bis-
her allen unseren Schüler:innen 
mit den Werten einer demokrati-
schen und solidarischen Gesell-
schaft vertraut machen.

Dirk Kretschmer  

Erwiderung der Philipp-
Holzmann-Schule FFM auf die
„Landesweite Initiative zur
Werte vermittlung in hessischen 
Schulen“

Das Schreiben vom 6. September 
2024 der Abteilung III des Hessi-
schen Ministeriums für Kultus, Bil-
dung und Chancen an die Schullei-
terinnen und Schulleiter der öff ent-
lichen Schulen in Hessen wurde von 
der Schulgemeinde der Philipp-Holz-
mann Schule in Frankfurt am Main 
zur Kenntnis genommen.

[…] Dabei zeigte sich, dass es 
erhebliche formale und inhaltliche 
Bedenken zur „Initiative zur Wer-
tevermittlung“ gibt. Dazu gehören:

1.   Die im Hessischen Schulge-
setz formulierten Gesetze sind ver-
bindlich und damit selbstverständ-

licher Teil des Unterrichtshandelns. 
Dies umfasst daher ohne Einschrän-
kungen die im Schreiben vom 6. Sep-
tember 2024 herangezogenen Absät-
ze des § 2 HSchG. Einer gesonderten 
Regelung zur „Wertevermittlung“ 
bedarf es daher nicht. Im Gegenteil: 
Im Kollegium wurde mehrfach der 
Eindruck geäußert, die „Regelung“ 
würde unterstellen, dass man dem 
Bildungs- und Erziehungsauftrag 
bisher nicht ausreichend nachge-
kommen sei.

2.   Der schulrechtliche Status der 
„Regelung“ ist unklar. Die „Rege-
lung“ kann damit keine handlungs-
anleitende Kraft entfalten und es ent-
steht ein ernstzunehmender Kon-
fl ikt durch den Umstand, dass die 
„Regelung“ als „verbindlich“ cha-
rakterisiert wird. Dieser Konflikt 
wird nochmals durch die „Abzeich-

sa  to ri sche Verfahren), dieser „Ab-
zeichnungspfl icht“ nachzukommen, 
besteht die Gefahr, dass die Umset-
zung einer schulrechtlich unklaren 
Vorgabe, zu Friktionen innerhalb 
der Schulgemeinde führen oder so-
gar den Schulfrieden beeinträchti-
gen kann.

4.   Es herrscht erhebliche Unsi-
cherheit, ob die „Regelung zur Wer-
tevermittlung“ dem § 27 des Hessi-
schen Schulgesetzes zur selbststän-
digen Planung und Durchführung 
des Unterrichts und des Schullebens 
durch die Schulen entspricht.

5.   Für die Umsetzung der „Rege-
lung zur Wertevermittlung“ als ge-
sonderter Bildungsschwerpunkt mit 
zwei Wochenstunden fehlen Kern-
curriculum, Lehrplan und die Ab-
bildung in der Stundentafel.

6.   Im Schreiben vom 7. Septem-
ber und den beigefügten Hinweisen 
und Anregungen besteht eine kaum 
nachvollziehbare Vermischung von 
Werten und Umgangsformen. Im 
Schreiben werden „Danke und Bit-
te“, „höfl ich vorgetragene Entschul-
digungen“ als Beispiele für „unsere 
unveräußerlichen Werte“ benannt, 
obwohl es sich dabei um Umgangs-
formen handelt. Diese Verwechslung 
von Werten und Umgangsformen 
setzt sich in den Hinweisen in „3.2 
Beispiele konkreter Handlungen“ 
konsequent fort. Dort werden „Ach-
tung, Respekt und Höfl ichkeit“ als 
„Werte“ benannt, gleichwohl sich 
diese weder in der Hessischen Ver-
fassung noch im Hessischen Schul-
gesetz wiederfi nden. Die sogenann-
te „Wertevermittlung“ hat damit 
den Charakter einer Einübung in 
Umgangsformen und sollte daher 
auch als solche bezeichnet werden.

Die Philipp-Holzmann Schule ist 
seit vielen Jahren eine Bildungsein-
richtung, die umfassend mit der Be-
schulung von Intensivklassen be-
traut ist. […] Vor diesem Hinter-
grund fand im Kollegium der Phil-
ipp-Holzmann-Schule der Umstand 
besondere Beachtung, dass sich die 
„Off ensive zur Wertevermittlung“ 
verbindlich ausschließlich auf Inten-
sivklassen richtet. Dabei erzeugten 
folgende inhaltliche Punkte erheb-
liche Irritationen:

1.   […]
2.   Der Herleitung der Notwen-

digkeit der Werteoff ensive erman-
gelt es an erziehungswissenschaftli-
cher und empirischer Evidenz. […] 
umso mehr, da die Stoßrichtung der 
Werteoff ensive den tagtäglichen Er-
 fah run gen der Lehrkräfte zuwider 

läuft, da die Schülerinnen und Schü-
ler der Intensivklassen sich als über-
durchschnittlich respektvoll und 
höfl ich dem Lehrpersonal gegen-
über zeigen.

3.    Der Mangel an Wissenschaft-
lichkeit kann durch Formulierun-
gen wie „die Medien berichten re-
gelmäßig darüber“, „ist (…) zu be-
obachten“, „erleben wir“, „scheint 
es den aktuellen gesellschaftlichen 
Entwicklungen zufolge dringend 
notwendig“ nicht geheilt werden.

4.   Des Weiteren wird in Kapi-
tel 4 mit den „Hinweisen und Anre-
gungen für Lehrkräfte“ behauptet, 
dass es ein wichtiges Erziehungs-
ziel sei, dass es „keine Irritationen 
für das Kind und den jungen Men-
schen [gibt], was nun richtig oder 
falsch ist“. Eine derartige Homo-
genisierung läuft den Bildungszie-
len des Hessischen Schulgesetzes wie 
Toleranz, der Achtung anderer Kul-
turen, dem Ertragen von Konfl ikten 
und der Fähigkeit, sich eigenständig 
eine Meinung zu bilden, zuwider. 
Vielmehr ist der Umgang mit Hete-
rogenität eine wichtige Vorausset-
zung, um an einer demokratischen 
Gesellschaft erfolgreich teilnehmen 
zu können.

5.   Dazu gehört auch, dass in den
„Hinweisen und Anregungen“ im 
Kontext von „geschlechterbezoge-
nen Äußerungen“ undiff erenziert 
über „die Stärken des Mannes, die 
Stärken der Frau“ gesprochen wird, 
nicht aber von diversen Personen, 
obwohl dies bereits seit 2017 vom 
Bundesverfassungsgericht als Opti-
on und als Ausdruck der demokra-
tischen Freiheitsrechte und somit 
als zu schützender Wert anerkannt 
worden ist. […]

*

Vor dem Hintergrund dieser forma-
len und inhaltlichen Bedenken ap-
pelliert das Lehrpersonal der Phi-
lipp-Holzmann Schule an die Ver-
antwortlichen im Hessischen Mi-
nisterium für Kultus, Bildung und 
Chancen, möglichst alles zu tun, 
um die Rahmenbedingungen und 
Ressourcen für guten Unterricht zu 
verbessern, aber die Wertevermitt-
lung vertrauensvoll in den Händen 
des Fachpersonals vor Ort zu belas-
sen und so den Wert der pädago-
gischen Freiheit im Sinne des § 86 
des HschG hochzuhalten.

Das Kollegium der 
Philipp-Holzmann Schule,

Berufl iche Schule der
 Stadt Frankfurt am Main

Offensive ohne Wert

Rassistische Knigge statt Reformen
Die „Werteoffensive“ des HMKB sagt einiges über

dessen Weltbild aus. Ein Kommentar von Dirk Kretschmer

Wir dokumentieren an dieser
Stelle eine redaktionell gekürzte
Fassung der Stellungnahme der 
Gesamt konferenz der Philipp-
Holzmann-Schule in Frankfurt

am Main zur sogenannten Ini ti-
a  ti ve zur Wertevermittlung des 
HMKB. Die sehr lesens werte unge-
kürzte Fassung fi ndet sich unter:
https://kurzlinks.de/gew-ff m-phs

nungspfl icht“ der Unterrichtszeiten 
und -inhalte durch die Schulleitung 
verstärkt.

3.   Neben den praktischen Hür-
den (zeitliche Ressourcen, or ga ni-

GEW fordert: Respekt statt Rassismus. – Foto: Adobe Stock
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Die Initiative „Takt vor Tempo
Rhein-Main“ lud am 14. No-
vember 2024 in die evangelische 
Akademie in Frankfurt. Gegen-
stand war der von der DB AG 
geplante Fernbahntunnel, der 
auf neun Kilometern von West 
nach Ost in 60 Meter Tiefe unter 
Frankfurt verlaufen und in dem 
ICE-Züge mit hohen Geschwin-
digkeiten den Frankfurter Kopf-
Hauptbahnhof zum Durch-
gangsbahnhof machen sollen.

Unter Leitung von Karl-Heinz Peil 
referierten der Stuttgart-21-Kritiker 
Hans-Jörg Jäkel, der Filmautor und 
Sprecher der Initiative „Frankfurt 
22“, Klaus Gietinger (Der Film „Das 
trojanische Pferd“ war im Kino und 
ist weiter auf DVD erhältlich), sowie 
der Verkehrswissenschaftler Profes-
sor Heiner Monheim (Foto) über Al-
ternativpläne zum Mammutprojekt, 
die wesentlich schneller verwirklicht 
werden können, wesentlich preis-
günstiger sind und den Fokus nicht 
auf einzelne wenige Knotenpunkte 
legen, sondern den Ausbau von Net-
zen in der Fläche befürworten, um 
die Pendlerströme zu bewältigen.

Die Schweiz zeigt, dass es geht: 
zuverlässige Verbindungen in alle 
Teile des Landes, die Umsteigevor-
gänge ohne lange Wartezeiten bieten 
und die auf Höchstgeschwindigkeit 

zugunsten von Verkehrsfl uss und 
Pünktlichkeit verzichten. 

Am Beispiel Stuttgart 21 wurde
aufgezeigt, wie sich die Planung 
von ursprünglich 2,8 Milliarden 
Euro auf inzwischen 12 Milliar-
den verteuert hat; und ein Ende ist 
nicht in Sicht. Auch wenn die DB 
AG im Verein mit der Politik beteu-
ert, Frankfurt sei mit Stuttgart nicht 
vergleichbar, so ist die erste Gemein-
samkeit schon einmal, dass Alterna-
tivlosigkeit vorgeschützt wird und 
die Handelnden an der Spitze der 
Bahn keinerlei Bereitschaft für Al-
ternativkonzepte zeigen. In Stutt-

gart wurde bezeichnender Weise 
derjenige Teil des Schlichtungser-
gebnisses, der mit den Gegnern ver-
einbart worden war, einfach igno-
riert. Die Bahn zog stattdessen ihren 
Teil gnadenlos durch, ohne auf die 
in der Schlichtung vereinbarten Be-
dingungen einzugehen. In Frankfurt 
wurde ein „Dialogforum“ geschaf-
fen, das als Feigenblatt eingeschätzt 
werden muss und Beteiligung vor-
spiegelt, ohne wirklich auf die Ar-
gumente der Kritiker einzugehen. 
Das kommt daher, dass der Rahmen 
einseitig von der Bahn-Spitze vor-
gegeben und nicht veränderbar ist.

„Unter die Erde kommen wir noch früh genug“
Ein Fernbahntunnel ist nicht das, was wir für die Infrastruktur brauchen

GEMEINSAMES STATEMENT

Die Zeit ist reif: Superreiche gerecht besteuern.
Für einen starken Sozialstaat, Investitionen in öffentliche Infrastrukturen und Klimatransformation –
in Deutschland und weltweit
Die knappen öff entlichen Haushalte 
und der fortschreitende Verfall öf-
fentlicher Infrastrukturen machen 
deutlich: Der Politik fehlen fi nan-
zielle Spielräume, um unseren So-
zialstaat abzusichern, eine funkti-
onierende und Geschlechtergerech-
tigkeit fördernde Daseinsvorsorge 
zu gewährleisten und Deutschland 
zukunftsfähig zu machen. Dabei 
drängt die Zeit. Die Investitions-
lücke bei öff entlichen Investitionen 
ist nach Angaben von Wirtschafts-
wissenschaftler*innen auf mindes-
tens 600 Milliarden Euro über die 
kommenden 10 Jahre angewachsen.
Für Zukunftsinvestitionen in Kli-
maschutz, Bildung und öff entliche 
Infrastrukturen sind also jährlich 
mindestens 60 Milliarden Euro zu-
sätzliche öff entliche Investitionen 
erforderlich 1. Hinzu kommen drin-
gend benötigte Gelder für die Er-
füllung der internationalen Ver-
pfl ichtungen Deutschlands und für 
die nachhaltige Finanzierung eines 
verlässlichen Sozialstaats. Weil Su-
perreiche durch ihr Verhalten ex-
trem viele Treib haus ga se verursa-
chen, stehen sie besonders in der 
Verantwortung, zur Bewältigung 
der Klimakrise fi nanziell stärker 
beizutragen. Um die notwendigen 
fi nanziellen Mittel bereitzustellen, 
reicht eine Reform der Schulden-
bremse nicht aus. Jetzt ist der Mo-
ment, die Besteuerung großer Ver-
mögen anzugehen.

Die Steuerpolitik ist eines der 
wirkungsvollsten Instrumente, um 
Ungleichheit zu begegnen und Ver-
änderungsprozesse zu gestalten. 
Doch unser Steuersystem versagt 
gerade bei den Superreichen.

Das Aussetzen der Ver mö gen-
steu er und weitere Steuerreformen 
der vergangenen Jahr zehn te haben 
dazu geführt, dass Mul ti mil li o nä-
r*in nen und Mil li ar dä r*in nen mitt-
lerweile nur halb so hohe Steuer- und
Abgabensätze zahlen wie die breite 
Mitte der Gesellschaft, die haupt-
sächlich von ihrem Ar beits ein-
kom  men lebt. Nicht zuletzt des-
halb konnten sich die Vermögen 
von Superreichen ungeachtet der 
vergangenen Krisen immer weiter 
vergrößern. Seit 2001 sind die 100 
größten deutschen Vermögen um 
460 Milliarden Euro gewachsen. 
Währenddessen bleibt die Armut in 
Deutschland mit 16,6 % auf einem 
inakzeptabel hohen Niveau, jedes 
fünfte Kind muss in Armut leben. 
Die wachsende Ungleichheit ist eine 
große Gefahr für die Demokratie.

Die Menschen in diesem Land neh-
men die Erosion der öff entlichen und 
gemeinnützigen Daseinsvorsorge 
und die Zusammenkürzung sozialer 
Leistungen und Dienste wahr. Schu-
len und Straßen verfallen, Schwimm-
bäder schließen, Züge fallen wegen 
maroder Bahninfrastruktur aus, Äm-
ter bleiben zu. Beschäftigte im öf-

fentlichen und sozialen Sektor sind 
überlastet und frustriert.

Durch ein jahrzehntelang kaputt 
gespartes Bildungssystem nimmt die 
Bil dungs be nach tei li gung verheeren-
de Ausmaße an. Viele Bür  ge  r*in  nen 
wenden sich von der Demokratie ab, 
rechtsextreme Parteien erstarken. 
Junge Menschen sind enttäuscht, 
dass es mit der Bekämpfung der Kli-
makrise zu langsam geht und dass 
Deutschland seiner Verantwortung 
gegenüber dem Globalen Süden nicht 
nachkommt.

Gleichzeitig zeigen viele reprä-
sentative Umfragen: Die Zustim-
mung für die Besteuerung großer 
Vermögen in Deutschland ist groß. 
Auch international gibt es mit der 

brasilianischen G20 Initiative für 
die Besteuerung der Vermögen der 
reichsten Menschen Schwung bei 
dem Thema. Wir fordern gemeinsam 
die Besteuerung großer Vermögen in 
Form einer Vermögensteuer und ei-
ner Vermögensabgabe. Die gerechte 
Besteuerung von Superreichen würde 
sowohl der zunehmenden Ungleich-
heit und ihren fatalen Folgen für die 

Demokratie entgegenwirken als auch 
fi nanzielle Spielräume schaff en, um 
erfahrbare Politik für die Menschen 
zu machen statt Sparhaushalte zu 
verabschieden. Lobbyverbände ver-
suchen dies zu verhindern, indem sie 
Mythen von Steuerfl ucht oder Wirt-
schaftsschädigung verbreiten. Sie ver-
schweigen, dass die Besteuerung von 
Superreichen den Mittelstand nicht 
triff t, dass staatliche Investitionen 
eine positive volkswirtschaftliche 
Wirkung entfalten und dass Steu-
erfl ucht durch eine Exitsteuer wirk-
sam unterbunden werden kann. Hier 
gilt es, neu anzusetzen und Kontra 
zu geben. Als unterzeichnende Or-
ganisationen setzen wir uns daher 
für die Vermögensbesteuerung zu-
gunsten einer nachhaltigen Finanzie-
rung der Daseinsvorsorge, des Kli-
maschutzes und der Unterstützung 
einkommensschwacher Länder ein.

insbesondere rund um den Haupt-
bahnhof und am Main sowie Um-
leitungen von Zügen einstellen, da 
durch den Bau Gleise wegfallen, die 
im Regionalverkehr dringend benö-
tigt werden. Und das, damit Fern-
reisende angeblich acht Minuten 
schneller am Ziel sind?
n Die Erfahrungen aus Stuttgart zei-
gen, dass ein Tunnelbau frühestens 
2050 fertig werden würde (Baube-
ginn 2030, Bauzeit 20 Jahre). Dies 
ist für die geforderte Verkehrswen-
de und die damit verbundene CO2-
Einsparung kontraproduktiv. 

Die Initiative Takt vor Tempo
fordert:

Aufklärung der Öff entlichkeit über 
die Alternativ-Pläne und ehrliche 
Abwägung von Vor- und Nachtei-
len! Anfertigen einer Machbarkeits-
studie für die Alternativ-Planung! 
Die Flächenverkehrsbereiche in den 
Fokus nehmen durch eine Bahn, die 
der Bevölkerung dient und nicht der 
Tunnel- und Straßenbau-Industrie!  
Sofortige Umsetzung von entlasten-
den Maßnahmen wie der Wieder-
Inbetriebnahme von Schienen, An-
schaff ung und Neuverlegung von 
Weichen, Sanierung von Bahnhöfen,
damit sie zu Orten werden, an denen
man sich gerne aufhält, so wie Aus-
bildung von allen möglichen Fach-
kräften.

Marianne Friemelt

Was sind denn nun die
Argumente? Hier in Kurzform:

n Bei Großbauprojekten ist mit ei-
nem Vielfachen des am Anfang fest-
gesetzten Preises zu rechnen. Dieses 
Geld fehlt für Jahrzehnte bei kleine-
ren, aber gerade für die Fläche und 
damit für die übergroße Mehrheit der
Bahnnutzenden extrem wichti gen 
Ausbau- und Sanierungsvorhaben. 
n Ohnehin verschlingt der Tunnel-
bau fi nanzielle und personelle Res-
sourcen, die dringend für Instand-
haltung, Erneuerung, Elektrifi zie-
rung und Personalausbildung be-
nötigt werden. Als Faustregel gilt: 
Tunnel kosten in Bau und Unter-
haltung etwa das Zehnfache ober-
irdischer Lösungen.
n Der Tunnel ist bisher so angelegt,
dass Züge aus dem Süden und Nord-
westen nicht hineinfahren können, 
ohne größere Umwege in Kauf zu 
nehmen, welche den behaupteten 
Zeitgewinn von angeblich acht Mi-
nuten weit überkompensieren.
n Das Brandrisiko wird vollkom-
men unterschätzt. Alle 500 Meter 
soll es ein Ausstiegstreppenhaus ge-
ben, in dem 60 Höhenmeter über-
wunden werden müssen. Ein Alp-
traum bei voll besetzten Zügen und 
für in der Bewegung eingeschränkte
Menschen.
n Die Frankfurter Bevölkerung 
muss sich auf jahrelange Baustellen 

Foto: Christopher Adolph (siehe S.1)

1 Dullien, Sebastian; Gerards Iglesias, 
Simon; Hüther, Michael; Rietzler, Katja:
Herausforderungen für die Schuldenbrem-
se. IMK Policy Brief, Düsseldorf. https://
www.imk-boeckler.de/de/faust-detail.
htm?produkt=HBS-008864
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Worum geht es bei dem Gesetz und 
was ist die Kritik der GEW?

Mit dem im August beschlosse-
nen Bayerischen Bundeswehr-För-
dergesetz soll der Einsatz der Bun-
deswehr in den Schulen intensiviert 
und zum Regelfall werden.

Dass die Einflussnahme der 
Bundeswehr-Jugendoffiziere auf 
die politische Willensbildung der 
Heranwachsenden – oftmals sind 
es sogar noch Kinder – nicht neut-
ral verläuft, sondern durchaus par-
teiisch ausgerichtet ist, ergibt sich 
aus der Sonderstellung der Bun-
deswehr in den Klassenzimmern. 
Der Kinderrechte-Ausschuss des 
Deutschen Bundestags kritisiert, 
dass die hauptamtlichen Ju gend-
offi    zie r:in nen einen strategischen 
Vorteil gegenüber ehrenamtlichen 
Friedensaktivist:innen haben und 
„einen privilegierten Zugang zu 
Schulen oder auch zur Lehramts-
ausbildung an den Universitäten“ 
gewährt bekommen.

Um Lernende in die Lage zu ver-
setzen, sich eine eigene Meinung zu 
bilden, gilt nach dem Beutelsbacher 
Konsens ein Überwältigungsverbot 
im Klassenzimmer. Gleichzeitig gilt 
das Gebot der Kontroversität, dem-
zufolge gegensätzliche Ansichten 
dargestellt und diskutiert werden 
müssen.

Diese pädagogischen Grundsät-
ze werden mit dem im Gesetzesent-
wurf vorgesehenen Kooperations-
gebot und den durch das Bundes-
wehr-Förderungsgesetz beschlos-
senen Änderungen im Bayerischen 
Erziehungs- und Unterrichtsgesetz 
ad absurdum geführt.

Darf die Bundeswehr denn über-
haupt in Schulen für sich werben?

Nein. Doch die von der Staats-
regierung formulierte Zielstellung, 
dass „auch künftig eine strikte Tren-
nung von politischer Bildung und 
Unterstützung bei der berufl ichen 
Orientierung gewahrt werden“ 
soll, ist angesichts der Zielstellung 
mit der Intensivierung der politi-
schen Bildung durch die Bundes-
wehr die Einsatzbereitschaft für 
den Soldat:innendienst zu steigern, 
widersprüchlich. Für uns stellt sich 
also die Frage, wie diese Trennung 

gewährt werden kann. Wir können 
nicht davon ausgehen, dass das Prin-
zip der Schüler:innenorientierung 
in der politischen Bildung gewahrt 
wird, wenn die parteiliche Darstel-
lung ohne sichtbare, zivile Gegen-
position vermittelt wird.

Die in den letzten Jahren ge-
steigerte Präsenz von Militärs im 
öff entlichen Raum wirkt sich üb-
rigens nicht nur auf die Rolle von 
Fachleuten der Bundeswehr in Talk-
shows oder im Schulunterricht aus. 
Auch für Hilfsarbeiten werden 
Soldat:innen vermehrt herangezo-
gen: Ob in der Hochwasser-Hilfe 
oder zur Mitarbeit in der Schule bei 
akutem Mangel an Aufsichtskräf-
ten. So wurden an einem staatli-
chen Gymnasium in der Nähe der 
Bundeswehr-Universität studenti-
sche Offi  ziersanwärter:innen für 
‚eine Art Praktikum‘, so Kultus-
minister Michael Piazolo, defacto 
als Vertretungslehrkräfte angestellt. 
Ihr Einsatz erfolgte nach Informa-
tionen der GEW vor allem in den 
Jahrgangsstufen 5 bis 9.

Welche Folgen hat diese Werbung bei
Jugendlichen?

Unserer Meinung nach ist die 
Verpfl ichtung zur Zusammenarbeit 
auch nicht mit der Bayerischen Ver-
fassung vereinbar, vor allem, weil es 
kein Widerspruchsrecht gibt. Des-
wegen werden wir in Kürze unse-
re Klage beim Bayerischen Verfas-
sungsgerichtshof einreichen.

Dazu kommt: Der UN-Aus-
schuss für die Rechte des Kindes 
und die Kinderkommission des Bun-

destags haben die Bundesregierung 
mehrfach aufgefordert, das Rekru-
tierungsalter auf 18 Jahre anzuhe-
ben. Hinter dieser Forderung stehen 
wir auch als GEW. Wir fordern au-
ßerdem ein Verbot jeglicher Bundes-
wehrwerbung bei Minderjährigen, 
damit die Kinderrechte umfassend 
verwirklicht werden können. Doch 
im vergangenen Jahr waren von al-
len neu eingestellten Soldatinnen 
und Soldaten 13,9 Prozent minder-
jährig! Wie in den Vorjahren stellt 
diese Zahl einen neuen Rekord seit 
Beginn der Erfassung dar.

Das Gesetz betriff t aber nicht nur 
Schulen, oder?

Der Zugang der Bundeswehr 
zu den Schulen ist der eine Schwer-
punkt des Gesetzes, den zweiten 
Schwerpunkt des Gesetzes zur För-
derung der Bundeswehr bildet das 
explizite Verbot von Zivilklauseln 
von Hochschulen und Universitä-
ten. Zivilklauseln sind Selbstver-
pfl ichtungen und Bekenntnisse von 

Hochschulen, zu ausschließlich zivi-
len Zwecken zu forschen und zu leh-
ren, die die Mitglieder einer Hoch-
schule im Rahmen demokratisch 
geregelter Prozesse in den Gremien 
der akademischen Selbstverwaltung 
beschließen. Diese Zivilklauseln sind 
nun verboten in Bayern. „Durch das
Verbot sogenannter ‚Zivilklauseln‘, 
die Wissenschaftlern militärische 
Forschung verbieten würden, wird 
bspw. eine reibungslose zivil-mili-
tärische Zusammenarbeit an den 
bayerischen Universitäten sicher-
gestellt.“, so der Bayerische Staats-
minister Herrmann im O-Ton. Dies 
mittels eines gesetzlich verankerten 
Verbots von Zivilklauseln sicherzu-
stellen, wie es Bayern seit diesem 
Jahr macht, greift unserer Meinung 
nach in unzulässigem Umfang in 
die Autonomie und Selbstverwal-
tungsstrukturen bayerischer Hoch-
schulen ein.

Das Gesetz gilt seit August in Bayern. 
Was sind die Folgen?

Sicherlich ist die Normalisierung 
der Militarisierung des öff entlichen 
Bildungsbereichs durch die juristi-
sche Vorgabe zur Kriegsertüchtigung 
durch die Armee eine direkte Folge 
des Bayerischen Gesetzes. Auf der 
anderen Seite beobachten wir jedoch 
eine intensivierte Debatte um die 
Notwendigkeit von Zivilklauseln 
und nicht-militärischer Ansprüche 
an Forschung, Lehre und Zivilge-
sellschaft. Unionspolitiker aus Bre-
men, NRW, Berlin und Hamburg 
fordern entsprechende Gesetze für 
den Zugang der Armee zu Schulen 
oder das Zivilklausel-Verbot für 
ihre Bundesländer, der CDU-Vor-
sitzende Friedrich Merz fordert es 
sogar bundesweit und bezeichnete 
Zivilklauseln als „nicht mehr zeitge-
mäß“. Wir sagen: friedensfähig statt
kriegstüchtig werden! 

Informationen über die Klage vor 
dem Bayerischen Verfassungs-

gerichtshof unter www.gew-bay-
ern.de/ bundeswehrgesetz

Bildung zur Kriegstüchtigkeit?
Interview mit Mark Ellmann (GEW Bayern) über das Bayerische Bundeswehr-Fördergesetz

Mark Ellmann
arbeitet in der Landes-

geschäftsstelle der
 GEW Bayern

Ich war fassungslos, als ich Kinder
in einem Schulbus sah, der im Fleck-
tarn für eine Militärkarriere und die 
„Karriereberatung Frankfurt“ der 
Bundeswehr warb. Eine Nachfrage 
beim Magistrat der Stadt Frankfurt 
ergab, dass der Bus zu einem Unter-
nehmen gehört, das im Auftrag des 
Stadtschulamts mehrere Sportbus-
linien und einen Shuttleverkehr be-
treibt. Nach Auff assung des Magis-
trats sei „bei der Werbung für das 
Verfassungsorgan Bundeswehr, Ar-
tikel 87a GG, jedoch grundsätzlich 
keine Problematik [zu] erkennen“.

Welch ein Off enbarungseid des Ma-
gistrats! Schulen sind nicht grundlos 
ein besonders geschützter Raum. Im 
Kontext von Schule und Schulunter-
richt soll keine Werbung stattfi nden, 
erst recht nicht für den Kriegsdienst. 
Die Strategie der Bundeswehr, schon 
unter den Jüngsten Nachwuchs zu 
rekrutieren, ist perfi de, dass das 
Stadtschulamt hier Beihilfe leistet, 
absolut nicht akzeptabel. Hier wer-
den schon die Kleinsten direkt an-

gesprochen, ohne auf die realen 
Gefahren aufmerksam zu machen. 

 
Deutschland wird international da-
für kritisiert, dass die Bundeswehr 
Minderjährige – nach internationa-
len Defi nitionen Kindersoldat:innen 
– rekrutiert. Über 150 Länder halten 
den so genannten „Straight 18-Stan-
dard“ ein, Deutschland nicht: Mus-
terungen und Vertragsgespräche fi n-
den bereits mit 16-jährigen statt. Im 
Jahr 2023 waren 1 996 17-Jährige 
Soldat:innen im Dienst der Bundes-
wehr, ein Anstieg von 13 % gegen-
über 2022. Dabei sind sich Jugend-
lichen oft nicht der folgenschweren 
Entscheidung bewusst, sind minder-
jährige Soldat:innen regelmäßig von 
schweren Kinderrechtsverletzun-
gen betroff en.

Allein 2023 gab die Bundeswehr 
35 Millionen Euro für Werbung aus, 
wendet sich dabei bewusst an Kin-
der und Jugendliche. Schulbusse im 
Flecktarn sind ein weiterer Schritt zur 
Militarisierung junger Menschen. 
Der Frankfurter Magistrat sagte zu, 

Im Flecktarn zum Schulsport
zu prüfen, ob man festschreiben kön-
ne, dass Busse zur Schülerbeförde-
rung werbefrei bleiben müssen.

Das Gebot in unserer kriegeri-
schen Zeit muss es sein, die Friedens-
fähigkeit zu fördern. Deshalb gilt es 
sich einzumischen, um die unkriti-
sche Ausweitung der militärischen 
Logik auf alle Lebensbereiche zu-
rückzudrängen.

Dr. Daniela Mehler-Würzbach
ist an der Goethe-Universität 

aktives GEW-Mitglied und für
die Linke Stadtverordnete im 

Frankfurter Römer

Nach fast zwei Jahrzehnten Ge-
samtpersonalratsarbeit geht unsere
Bine in den Ruhestand. Sowohl
bei der gewerkschaftlichen Arbeit
als auch bei personalrätlichen
Vertretung gabst du immer alles. 
Entfristung, Sommerferienbezah-
lung, richtige Eingruppierung und 
Einstufung, Fragen der Arbeits-
zeit bei Sozialpädagogischen Fach-
kräften – bei jedem dieser Themen 
warst und bist du nicht nur Ex-
pertin, sondern auch jederzeit be-
reit, für ein gutes Ergebnis für die 
Kol le g*in nen mit vollem Einsatz 
zu kämpfen. Auch als Fraktions-
leitung hast immer uns alle im 
Blick gehabt, gemeinsam haben 
wir viele positive Regelungen 
durchsetzen können.

Bine Friedrich verlässt den
Gesamtpersonalrat

Liebe Bine,
wir sagen Dankeschön und wün-
schen dir eine wunderbare Zeit in
deinem wohlverdienten Ruhestand!



FLZ Nr. 1 / 25 SEITE 11

Friedlicher Hessentag: Schulen und Volksfeste sollten
Orte des Friedens sein!
Vom 13. Bis zum 22. Juni 2025 fi n-
det der Hessentag in Bad Vilbel statt. 
Ein Fest der Begegnung, der Kultur, 
der Vielfalt – und, wenn es nach der 
Bundeswehr geht, auch ein Fest der 
Rekrutierung. Schulen aus der Um-
gebung werden  angeschrieben und 
zum Stand der Bundeswehr eingela-
den – inklusiver kostenfreier Anrei-
se. Die Bundeswehr tritt jedes Jahr 
auf dem Hessentag mit großen, auf-
fälligen Ständen auf. Sie präsentiert 
modernste militärische Technik, bie-
tet interaktive Erlebnisse wie Flug-
simulatoren und wirbt um Nach-
wuchs. Diese Darstellung blendet 
jedoch die Realität des Berufs aus: 
die Gefahr für Leib und Leben, die 
psychischen Belastungen und die 
ethischen Fragen, die mit militäri-
schem Handeln verbunden sind.

Für die GEW Hessen ist klar, 
dass eine solche Inszenierung auf 
dem Hessentag nichts zu suchen hat. 
Diese lenkt von der Notwendigkeit 
ab, sich kritisch mit den Ursachen 
von kriegerischen Konfl ikten, mit 
Friedensarbeit und internationalen 
Beziehungen auseinanderzusetzen.

Die GEW Hessen kritisiert zu-
dem die Aktivitäten von Ju gend offi   -
zie r:in nen und Kar ri e re be ra te r:in nen 
der Bundeswehr in Schulen. Diese 
treten als „Experten für Sicherheits-
politik“ auf, stehen jedoch in direk-
tem Auftrag des Bundesministeriums 
der Verteidigung und vertreten des-
sen Sichtweisen. Kultusminister Ar-
min Schwarz teilte jüngst mit, dass 
er die Zusammenarbeit mit den Ju-
gend offi    zie r:in nender Bundeswehr 
sogar noch weiter ausbauen will. 

Solche Veranstaltungen sind jedoch 
keine echte politische Bildung, son-
dern gezielte Beeinfl ussung. Bildung 
muss frei bleiben von Rekrutierungs-
absichten und der Verharmlosung 
militärischer Einsätze.

Durch das Grundgesetz haben 
wir den Verfassungsauftrag zur Frie-
densförderung. Artikel 26 verbietet 
Handlungen, die darauf abzielen, 
„das friedliche Zusammenleben der 
Völker zu stören“. Dieser Grundsatz 
ist ein klarer Auftrag an die gesamte 
Gesellschaft, einschließlich der Bil-
dungseinrichtungen. Schulen müs-
sen diesen Geist widerspiegeln, in-
dem sie junge Menschen dazu befä-
higen, Konfl ikte gewaltfrei zu lösen 
und kritisch über die Konsequenzen 
von Krieg und Militarisierung nach-
zudenken.

An vielen Hochschulen existie-
ren bereits Zivilklauseln, die militä-
rische Forschung ausschließen und 
die Unabhängigkeit der Wissenschaft 
wahren sollen. Auch in der schuli-
schen Bildung sollten diese Grund-
sätze verankert sein. Die Einhaltung 
einer Zivilklausel in Schulen würde 
sicherstellen, dass Bildung und Wis-
senschaft ausschließlich friedlichen 
und zivilen Zwecken dienen.

Gerade in der jetzigen Zeit müs-
sen wir uns als Gewerkschaft – als 
Gesellschaft insgesamt – für eine 
Bildung einsetzen, die Friedensför-

derung und die Stärkung demokra-
tischer Werte in den Mittelpunkt 
stellt. Statt die Präsenz der Bundes-
wehr in Schulen und auf Großveran-
staltungen zu legitimieren, müssen 
wir verstärkt über die Folgen von 
Krieg aufklären, die Möglichkeiten 
der Konfl iktlösung in Erinnerung 
rufen und die Bedeutung von in-
ternationaler Solidarität aufzeigen.

Diese Haltung ist nicht nur eine po-
litische Forderung, sondern auch ein 
gesellschaftliches Signal:

Bildung muss dazu beitragen, 
den Frieden zu bewahren – und nicht 
den Krieg zu normalisieren. Deshalb 
fordern wir:

n Keine Bundeswehr an Schulen!
Bildungseinrichtungen sind Orte 
des Lernens, der kritischen Refl e-
xion und des Friedens.

n Keine Bundeswehr auf Volksfesten 
wie dem Hessentag!
Der Hessentag ist ein Fest der Kul-
tur und der Zivilgesellschaff t – nicht 
der Ort um Krieg und Militär zu 
normalisieren.

n Stärkung und Ausweitung der Zivil-
klausel!
Bildung und Wissenschaft müssen 
unabhängig von militärischen Inte-
resse bleiben und friedensfördernde 
Werte in den Mittelpunkt stellen.

GEW Hessen:
gegen Aufrüstung
und Krieg

Wir dokumentieren an dieser Stelle den Aufruf „Gewerkschaften
gegen Aufrüstung und Krieg! Friedensfähigkeit statt Kriegs-
tüchtigkeit!“ Der Landesvorstand der GEW Hessen hat die Unter-
stützung des Aufrufs beschlossen und bittet die Kolleg:innen
um Unterzeichnung.

Gewerkschaften gegen 
Aufrüstung und Krieg! 
Friedensfähigkeit 
statt Kriegstüchtigkeit!
Die Welt wird von immer neuen 
Kriegen erschüttert, Menschen wer-
den getötet, Länder verwüstet. Das 
Risiko eines großen Krieges zwi-
schen den Atommächten wächst 
und bedroht die Menschheit welt-
weit. Gigantische Finanzmittel und 
Ressourcen werden für Krieg und 
Militär verpulvert. Statt damit die 
großen Probleme von Armut und 
Unterentwicklung, maroder Infra-
struktur und katastrophalen Män-
geln in Bildung und Pfl ege, Klima-
wandel und Naturzerstörung zu 
bekämpfen.

Die deutsche Regierung und 
Parlamentsmehrheiten beteiligen 
sich an dieser verheerenden Politik. 
Sie reden über „Kriegstüchtigkeit“ 
und sogar über „eigene“ Atombe-
waff nung, statt sich mit aller Kraft 

für ein Ende der Kriege, für Frieden 
und gemeinsame Problemlösungen 
einzusetzen. Die Ausgaben für Mili-
tär sollen 2024 auf zwei Prozent der 
Wirtschaftsleistung, über 85 Mil-
liarden Euro, erhöht werden und 
in den kommenden Jahren weiter 
steigen. Während in den sozialen 
Bereichen, bei Bildung und Infra-
struktur gravierend gekürzt wird 
und die Lasten der Klimapolitik 
auf die Masse der Bevölkerung ab-
gewälzt werden.

Die Gewerkschaften müssen 
sich unüberhörbar für Friedens-
fähigkeit statt „Kriegstüchtigkeit“ 
einsetzen, für Abrüstung und Rüs-
tungskontrolle, Verhandlungen und 
friedliche Konfliktlösungen. Für 
Geld für Soziales und Bildung statt 
für Waff en. Das ergibt sich aus ih-
rer Tradition und ihren Beschlüs-
sen. Auch und besonders in den ak-
tuellen Auseinandersetzungen um 
die internationale Politik und um 
die Haushaltspolitik!

Wir fordern unsere Gewerkschaften 
und ihre Vorstände auf, den Beschlüs-
sen und ihrer Verantwortung gerecht 
zu werden! Die Gewerkschaften müs-
sen sich laut und entschieden zu 
Wort melden und ihre Kraft wirksam 
machen: gegen Kriege und gegen 
Aufrüs tung!

Alle Informationen zum Aufruf un-
ter: https://gewerkschaften-gegen-
aufruestung.de/

Der Aufruf kann online unter-
schrieben werden. Noch besser ist 
es, die Listen auszudrucken und 
zum Beispiel unter Kolleg:innen 
Unterschriften zu sammeln. 

Heike Ackermann, 
stellv. Vorsitzende der GEW
Hessen und Vertreterin der

GEW im Bündnis „Friedlicher 
Hessentag“

Hessentag 2023 in Pfungstadt: 
Panzer als Spielzeug, 
Foto: Thomas Aleschewsky 

Links: Aktion des Bündnisses Friedlicher Hessentag,
Foto: Thomas Aleschewsky – Unten: Auszeichungsappell 
des Ministerpräsidenten, Foto: Jann Lossdörfer
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Eine große Trauergemeinde höchst unterschied-
licher Menschen begleitete die Beisetzung von
Thomas auf dem Heiligenstock-Friedhof am
6. November 2024. Aber eines einte sie vermut-
lich alle: Unsere Gesellschaft zum Positiven zu 
verändern und dafür je eigene Beiträge zu leisten. 
„So wie es ist, bleibt es nicht!“ (B. Brecht) 

Vertreterinnen und Vertreter unterschiedlicher
politischer Richtungen meldeten sich zu Wort, 
ebenso wie Kolleginnen, die sich nochmals für die 
rechtliche Betreuung in schwierigen schulischen 
Angelegenheiten bedankten. Ernesto Schwarz von 
den Frei denkern begleitete den Abschied mit Lie-
dern zur Gitarre.

Für die GEW nahmen u.a. der Vorsitzende 
des Stadtverbands Frankfurt, Sebastian Gutmann
und der hessische Landesvorsitzende Thilo Hart-
mann teil.

Hans Wedel hielt für die GEW die Trauerrede,
die wir hier dokumentieren.

„Nun habt ihr Traurigkeit…“ 
heißt es im „Deutschen Requi-
em“ von Johannes Brahms, das 
in diesen Tagen öfters aufgeführt 
wird. Sodann wird den Zurück-
bleibenden Tröstung verspro-
chen. Möge sie für uns darin be-
stehen, dass wir Thomas Sachs 
gekannt haben, mit ihm zusam-
mengearbeitet haben, mit ihm 
befreundet waren, uns an ihn er-
innern und seine „Werke“ (wie 
es im Requiem weiter heißt), sei-
ne Arbeit würdigen.

Wir trauern um einen Freund 
und Gewerkschafter, den wir, wie 
es in der Traueranzeige stand, an 
unserer Seite vermissen.

Thomas, Jahrgang 1951, war 
45 Jahre lang aktives Mitglied 
der GEW in unterschiedlichen 
Funktionen, Gremien, Arbeitsgruppen, Initiati-
ven. Die vielen Aktivitäten, die ich im Einzelnen 
nicht aufzählen möchte, zeigen sein Engagement 
und seinen unermüdlichen Einsatz für unsere ge-
werkschaftspolitischen Ziele: in den Bereichen der 
Schul- und Bildungspolitik und ebenfalls in größe-
ren gesellschaftlichen Kontexten. Hervorheben will 
ich die Folgenden:

Zunächst: Seine jahrzehntelange Tätigkeit als 
Rechtsberater im Stadtverband Frankfurt (vormals 
Bezirksverband), dessen Vorstand er angehörte. Ich 
lernte Thomas über die Fachgruppe Gymnasium ken-
nen (er war zuletzt Lehrer an der Max-Beckmann-
Schule), aber unsere intensive langjährige, vertrau-
ensvolle und freundschaftliche Zusammenarbeit hat-
te als Ort die Geschäftsstelle in der Bleichstraße und 
als Zeit: jeden Montag ab 15.30 Uhr (die Schulfe-
rien ausgenommen).

Ich beendete diese Tätigkeit mit meiner Ruhe-
standsversetzung, er führte und unterstützte die, 
sagen wir mal: Rechtsabteilung mit den Bereichen 
Beratung, Schulung usw. bis zuletzt. Die kontinu-
ierliche Arbeit des „Schulrechts-, Beamtenrechts-, 
Tarifrechts-, Personalvertretungsrechts-Experten 
Thomas Sachs war für viele, viele gewerkschaftlich 
organisierte Kolleginnen und Kollegen zuverlässi-
ge Hilfe und Unterstützung. Und natürlich konnte 

man auch in den Schulferien mit ihm Beratungster-
mine vereinbaren!
Gegen Privatisierung im Schulwesen und die forcier-
te „Ökonomisierung der Bildung“ (Bildung als Wa-
re) organisierte er zusammen mit anderen Veranstal-
tungsreihen, innerhalb derer kritische Wissenschaft-
ler in den Räumen der Universität mit Vorträgen und 
in der Diskussion mit Lehrkräften notwendige Auf-
klärungsarbeit und somit einen theoretischen Beitrag 
zur politischen Mobilisierung leisteten. Im Sinne von 
Thomas sollte diese Arbeit weitergeführt werden.

Aufrüstung, Militarisierung oder Friedenspolitik? 
Thomas war nicht nur aktiv in der Arbeitsgemein-
schaft „Krieg und Frieden“ und bei Veranstaltun-
gen, sondern ging zu den Demonstrationen auf die 
Straße, wo die Friedensbewegung sich endlich wie-
der zu formieren begann. 

Man darf fragen, ob die Gewerkschaften insge-
samt hier nicht zu wenig tun, um gegen die Milita-

risierung in der Gesellschaft an-
zukämpfen? Für die GEW wis-
sen wir, dass wir vor vielen Jah-
ren bei entsprechenden Anläs-
sen (wie die sog. Nachrüstung 
der NATO) mobilisiert haben 
und mit vielen Kolleginnen und 
Kollegen auf der Straße waren. 
Auch bei den Protesten gegen die 
Sparmaßnahmen im Bildungs-
haushalt hatten wir auch schon 
damals die hohen Rüstungsaus-
gaben im Blick: „In der Rüstung 
sind sie fi x, für die Bildung tun 
sie nix!“

Ich wollte darauf im Zu-
sammenhang mit Thomas‘ En-
gagement Bezug nehmen, denn 
natürlich ist die Frage von Krieg 
und Frieden ein zentrales ge-
werkschaftliches Thema, dem 
man nicht ausweichen kann, 
das vielmehr verstärkte Initia-

tiven erfordert. Dazu hat er beigetragen.

Angesichts der großen gesellschaftlichen Themen 
und Aufgaben dürfen wir aber auch nicht die tag-
tägliche Kleinarbeit für das Zustandekommen von 
Veranstaltungen, zur Gestaltung der Arbeit in den 
Gremien und Arbeitsgruppen usw. vergessen. Tho-
mas war einer, der sich auch der (ich sag mal so in 
An führungszeichen): geringsten Organisationsarbeit 
niemals verweigerte: Ein Teamplayer, ein Vorbild!

Nicht zuletzt gerade dieser Aspekt seines Verhaltens 
führt mich abschließend zu folgenden Feststellungen:

Thomas wollte die Gesellschaft und die Welt ver-
ändern. Er folgte einer Gewissheit, auch Hoff nung, 
doch Zielsetzung, die Bertolt Brecht vielfach in sei-
nen Texten gestaltete: „So wie es ist, bleibt es nicht!“

Thomas Sachs war Marxist und ich nehme an, 
dass er auch dem Marxisten Wladimir Iljitsch ge-
folgt ist, der gefordert hat, dass sich seine Genos-
sen um die Revolution in Russland, aber auch um 
das tägliche Teewasser für die Bevölkerung zu küm-
mern hätten. Seine Losung gegen die Kriegsbeteili-
gung Russlands damals: „Brot und Frieden“.

Thomas Sachs, Freund, Vorbild, Gewerkschafter, 
wird uns fehlen.

Neben dem Geschichtsort Adler-
werke ist ein wichtiger Ort des 
Gedenkens an die Opfer des KZ 
„Katzbach“ das Gemeinschafts-
grab auf dem Frankfurter Haupt-
friedhof. 

1972 ließ das hessische Innenminis-
terium die Grabstätte mit Steinplat-
ten einfassen, auf denen 528 Na-
men der in Frankfurt ermordeten 
KZ-Häftlinge eingraviert sind. Das 
Grab ist eines der größten Gemein-
schaftsgräber von Teilnehmern am 
Warschauer Aufstand 1944 außer-
halb Polens, wenngleich hier auch 
einige Häftlinge aus anderen Län-
dern begraben sind. 

Im März 2022 wurde vom Verein 
LAGG (Leben und Arbeiten in Gallus 
und Griesheim) eine Gedenkaktion 
am Main organisiert. Mehr als 1616 
Menschen kamen dort zusammen 
mit einem selbst gemalten Schild, auf 
dem sie jeweils den Namen eines der 
1616 Häftlinge des Konzentrations-
lagers in den Adlerwerken trugen.

Die Grundlage für die Vergabe der 
Namen und einiger weiterer Daten 
war die vollständige Liste der KZ-
Häftlinge von Dr. Andrea Rudorff  
vom Fritz-Bauer-Institut und ihrer 
neuen Forschungen zu dem Kon-
zentrationslager.

In dem Zusammenhang stellte 
sich heraus, dass 15 Häftlinge, die 
bereits in Frankfurt ermordet wur-
den, nicht auf den Platten um das 
Gemeinschaftsgrab der KZ-Häftlinge 
genannt sind. Eigene Recherchen vor 
Ort ergaben außerdem, dass auf den 
Grabplatten einige Namen doppelt 
und viele falsch geschrieben waren. 
Da die Namen auf den Grabplatten 
nicht alphabetisch sortiert und zu-
dem schon recht verwittert sind, ist 
es schwierig, den Namen eines An-

gehörigen oder Bekannten unter den 
Namen zu fi nden.

„Diese Fehler auf den Grabplatten 
sind mit den heutigen Kenntnissen 
nicht mehr hinnehmbar“, meint Ul-
la Diekmann (LAGG e.V.), „es wird 
Zeit, dass wir allen Opfern ein wür-
diges Andenken schaff en. Deshalb 
wollen wir eine neue Stele aufstel-
len lassen.“ 

In einer Kooperation von Geschichts-
ort Adlerwerke: Fabrik, Zwangsar-
beit, Konzentrationslager; Förder-
verein für die Errichtung einer Ge-
denk- und Bildungsstätte KZ-Katz-
bach in den Adlerwerken und zur 
Zwangsarbeit in Frankfurt am Main; 
Gallus Theater und LAGG rufen wir 
zu Spenden für eine neue Gedenks-
tele neben dem Grab mit allen Na-
men der 527 in dem Frankfurter KZ 
ermordeten Menschen auf. 

Das Spendenziel liegt bei 17.000 
Euro, so viel wird die Stele etwa kos-
ten. „Bis Ende des Jahres möchten 
wir das Ziel erreichen, um im März 
2025, dem 80. Jahrestag der Aufl ö-
sung des KZs und des Todesmar-
sches von Frankfurt nach Hünfeld 
die Stele einweihen zu können“, 
wünscht sich Ulla Diekmann. 

Bitte nutzen Sie für Ihre Spende das 
Spendenkonto beim „Förderverein 
für die Errichtung einer Gedenk- 
und Bildungsstätte KZ-Katzbach in 
den Adlerwerken und zur Zwangs-
arbeit in Frankfurt am Main“:

Stichwort „Gedenkstele“
IBAN: DE09 5005 0201 0200 6147 97
BIC: HELADEF1822
(Frankfurter Sparkasse)

Der Verein ist gemeinnützig.

Ulla Diekmann

Abschied
von

Thomas Sachs

Kein Name soll fehlen!

7. Veranstaltungsreihe zur Ökonomisierungskritik 

Prof. Dr. Andreas Hellgermann:

Die Schule der instrumentellen Vernunft 
„Sind wir auf dem Weg in eine Schule der instrumentellen Vernunft oder gar schon mitten-
drin? Geht es in ihr bereits um ein Denken, das gar nicht mehr umfassend sein will, das 
nicht den Anspruch hat, auch kom plexe Zusammenhänge zu erkennen und zu verstehen?
Angesichts der vielfältigen gegen  wärtigen Krisen wäre das ein katastrophaler Befund.“

  Donnerstag, 13. 2. 2025,18:15 Uhr

VOM (UN)SINN ÖKONOMISIERTER BILDUNG:

PÄDAGOGIK ZWISCHEN
TECHNISIERUNG UND RESONANZ

Dr. Nils Schulz: 

Begriffskitsch im Bildungssystem – Zur Notwendigkeit pädagogischer 
Sprachkritik
„Der Vortrag widmet sich der gegen wärtigen Sprachpolitik im Bildungssystem. Unterssucht 
wird die Etablierung einer starren ökonomistischen und technizistischen Sprache, die
im Zusammenspiel mit einem wolkigen Gefühlsvokabular pädagogische Begriffl  ichkeit 
zunehmend ersetzt. Dadurch werden zum einen kogni tive Dissonanzen erzeugt; zum 
anderen wird neuen Formen entfremdeten Lehrens und Lernens zugearbeitet.“

Freitag, 24. 1. 2025 18:15 Uhr

Seit September 2024 haben bereits 
vorgetragen und mit uns diskutiert:
n  Prof. Dr. Ralf Lankau: „Die pädago -
gische Wende – Über die notwendige 
Besinnung auf das Erziehen und Unter-
richten“12  n  Eva-Maria Wehrheim:
„Von Beziehungs losigkeit, Ent  mensch-
lichung und ver lorener  Würde – 
Erziehung und Bildung in der Pfl icht“ 
n  Prof. Dr. Elisabeth Rohr: „Zerstört 
die zunehmende Digitalisierung von 
Lebensbereichen unsere Empathie-
fähigkeit?“ n  Dr. Gabriele Frenzel: 
„Pädagogische Kreativität – Über 
die Bedeutung von Freiräumen für 
pädago gisches Handeln“.


